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(Nicht veröffentlichungsbedürftige Rechtsakte, die in Anwendung des EG-Vertrags/Euratom-Vertrags erlassen wurden) 

ENTSCHEIDUNGEN UND BESCHLÜSSE 

KOMMISSION 

ENTSCHEIDUNG DER KOMMISSION 

vom 17. Juni 2009 

über die Staatliche Beihilfe C 21/2008 (ex N 864/06), die Deutschland zugunsten der Sovello AG 
(vormals EverQ GmbH) gewähren will 

(Bekannt gegeben unter Aktenzeichen K(2009) 4516) 

(Nur der deutsche Text ist verbindlich) 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

(2009/697/EG) 

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen Ge­
meinschaft, insbesondere auf Artikel 88 Absatz 2 
Unterabsatz 1, 

gestützt auf das Abkommen über den Europäischen Wirtschafts­
raum, insbesondere auf Artikel 62 Absatz 1 Buchstabe a, 

nach Aufforderung der Beteiligten zur Äußerung gemäß den 
vorgenannten Artikeln ( 1 ) und unter Berücksichtigung ihrer Stel­
lungnahmen, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

1. VERFAHREN 

(1) Mit elektronischer Anmeldung vom 20. Dezember 2006, 
die am selben Tag bei der Kommission registriert wurde 
(A/40513), teilte Deutschland der Kommission gemäß 
der im Multisektoralen Regionalbeihilferahmen für große 
Investitionsvorhaben ( 2 ) (nachstehend „MSR 2002“ ge­
nannt) festgelegten Einzelanmeldepflicht mit, dass es 
eine Regionalbeihilfe für ein großes Investitionsvorhaben 
zugunsten der EverQ GmbH gewähren wolle. Am 

24. November 2008 wurde die EverQ GmbH in die 
Aktiengesellschaft Sovello AG umgewandelt ( 3 ). 

(2) Am 16. Februar (D/50671), 26. April (D/51786), 10. Juli 
(D/52902) und 17. September 2007 (D/53704) forderte 
die Kommission ergänzende Informationen an. Deutsch­
land überarbeitete die Anmeldung und übermittelte am 
29. März (A/32775), 9. Mai (A/33866), 28. August 
(A/37024), 17. Oktober (A/38528), 9. November 
(A/39223) bzw. 12. November 2007 (A/39287) zusätz­
liche Informationen. Am 6. Dezember 2007 fand ein 
Treffen zwischen Vertretern der Kommissionsdienststel­
len und der deutschen Behörden statt. Am 
20. Dezember 2007 bestätigten die deutschen Behörden 
schriftlich die auf diesem Treffen gegebenen Auskünfte 
(A/40543). Am 20. Februar 2008 erbat die Kommission 
weitere Informationen zu der Frage, ob es sich um eine 
Einzelinvestition handelt, und forderte zugleich aktuali­
sierte Marktdaten an. Die angeforderten Auskünfte wur­
den ihr am 19. März 2008 (A/5454) übermittelt. 

(3) Mit Schreiben vom 20. Mai 2008 (K(2008)1844 endg.) 
unterrichtete die Kommission Deutschland von ihrer Ent­
scheidung, das Verfahren nach Artikel 88 Absatz 2 EG­
Vertrag einzuleiten. 

(4) Mit Schreiben vom 15. August 2008, das am 18. August 
2008 bei der Kommission registriert wurde (A/16933), 
übermittelte Deutschland seine Stellungnahme.
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( 1 ) ABl. C 227 vom 4.9.2008, S. 19. 
( 2 ) ABl. C 70 vom 19.3.2002, S. 8. 

( 3 ) Zum besseren Verständnis der Entscheidung wird der derzeitige 
Name „Sovello AG“ auch für den vor der Änderung des Firmen­
namens liegenden Zeitraum verwendet.



(5) Die Entscheidung der Kommission über die Eröffnung 
des förmlichen Prüfverfahrens wurde am 4. September 
2008 im Amtsblatt der Europäischen Union ( 4 ) veröffent­
licht. Die Kommission forderte die Beteiligten auf, zur 
Beihilfe Stellung zu nehmen. 

(6) Mit Schreiben vom 30. September 2008, das am selben 
Tag bei der Kommission registriert wurde (A/20002), 
erhielt die Kommission die Stellungnahme eines Beteilig­
ten. Mit Schreiben vom 7. Oktober 2008 (D/53848) 
leitete die Kommission diese Äußerungen an Deutschland 
weiter. Mit E-Mails vom 16. und 24. April 2009 sowie 
vom 15. Mai 2009, die jeweils am selben Tag bei der 
Kommission registriert wurden (A/8772, A/9822 bzw. 
A/11817), übermittelte Deutschland zusätzliche Aus­
künfte. 

2. AUSFÜHRLICHE BESCHREIBUNG DER BEIHILFE 

2.1. Ziel der Maßnahme 

(7) Die Beihilfe ist auf die Förderung der regionalen Entwick­
lung ausgerichtet. Der Investitionsstandort ist Thalheim, 
Landkreis Bitterfeld, Sachsen-Anhalt, Deutschland; dies ist 
gemäß der Fördergebietskarte für Deutschland (2004- 
2006) ( 5 ) ein Fördergebiet nach Artikel 87 Absatz 3 
Buchstabe a EG-Vertrag. 

2.2. Beihilfeempfänger 

(8) Die angemeldete Beihilfe soll der Sovello AG (nachste­
hend „Sovello“ genannt) gewährt werden. Sovello wurde 
im Dezember 2004 als Joint Venture gegründet, an dem 
die Evergreen Solar Inc. (Marlboro, MA, USA, nachste­
hend „Evergreen“ genannt) 75,1 % der Anteile und die Q- 
Cells AG (Thalheim, Deutschland, nachstehend „Q-Cells“ 
genannt) 24,9 % der Anteile hielten. Der Solarmodulher­
steller Evergreen besitzt ein Patent für die sogenannte 
„String-Ribbon-Technologie“ ( 6 ), für die er dem Joint Ven­
ture eine Lizenz erteilt hat. Q-Cells, einer der größten 
Solarzellenhersteller weltweit, brachte seine Kompetenz 
als Hersteller solcher Zellen und seine Erfahrung auf 
dem deutschen Solarmarkt ein. 

(9) Im November 2005 stieg die Renewable Energy Corpo­
ration ASA (Norwegen, nachstehend „REC“ genannt) mit 
einer Beteiligung von 15 % in das Joint Venture ein, 
während Evergreen und Q-Cells ihre Beteiligung auf 
64 % bzw. 21 % verringerten. REC ist weltweit einer 
der größten Hersteller von Silizium für die Fotovoltaik­
industrie und seine Tochtergesellschaften stellen auch So­
larwafer, -zellen und -module her. 

(10) Seit dem 19. Dezember 2006 (d. h. dem Tag vor der 
Anmeldung der Beihilfe) halten die Geschäftspartner 
Evergreen, Q-Cells und REC jeweils eine Beteiligung 
von 33,3 % an Sovello. 

(11) Die nachstehende Übersicht gibt Aufschluss über die der­
zeitige Gesellschafterstruktur von Sovello:
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( 4 ) Siehe Fußnote 1. 
( 5 ) Staatliche Beihilfe N 641/02 — Deutschland — Fördergebietskarte 

für Deutschland (2004-2006). 

( 6 ) Bei der String-Ribbon-Technologie handelt es sich um ein kontinu­
ierliches Verfahren, bei dem lange Drähte von Spulen abgewickelt 
und durch flüssiges Silizium geführt werden, wobei sie ein langes 
Siliziumband („Ribbon“) aus dem Schmelzbad ziehen. Das Band wird 
in regelmäßigen Abschnitten entnommen und in kleinere Einheiten 
(Solarwafer) zerschnitten. Die Wafer werden dann gereinigt und 
durch weitere Fertigungsschritte (POCl 3 -Diffusion, Nassätzung, SiN- 
Antireflexbeschichtung, Metallisierung und Konditionierung) zu So­
larzellen verarbeitet. Beim letzten Fertigungsschritt werden die Zellen 
zu Solarmodulen (Panelen) zusammengesetzt.



2.3. Investitionsvorhaben 

(12) Deutschland beabsichtigt, Sovello eine regionale Investi­
tionsbeihilfe zur Errichtung einer neuen Fabrik (Sovello2) 
zur Herstellung von Solarmodulen zu gewähren. 

(13) Sovello betreibt in Thalheim bereits seine Fabrik So­
vello1 ( 7 ), die im April 2006 die Produktion von Solar­
modulen aufgenommen hat. Zum Zeitpunkt der Anmel­
dung war geplant, dass bis Ende 2007 eine Produktions­
kapazität von 30 Megawatt-Peak ( 8 ) erreicht werden 
sollte. Deutschland macht geltend, dass diese Fabrik als 
Pilotprojekt konzipiert war, mit dem der Nachweis der 
industriellen Machbarkeit der String-Ribbon-Technologie 
von Evergreen in Kombination mit den Fertigungstech­
nologien von Q-Cells erbracht werden sollte. 

(14) Die angemeldete Beihilfe bezieht sich auf ein neues In­
vestitionsvorhaben, Sovello2, das den Bau einer neuen 
Fabrik zur integrierten Serienproduktion von Solarmodu­
len nach dem validierten String-Ribbon-Verfahren auf ei­
nem an das Sovello1-Gelände angrenzenden Grundstück 
in Thalheim ermöglichen sollte. Die Bauarbeiten für So­
vello2 liefen im Juli 2006 an und wurden im Juni 2008 
abgeschlossen. Sovello2 sollte seine volle nominale Ka­
pazität von 60 MWp im Jahr 2009 erreichen ( 9 ). 

(15) Zum Zeitpunkt der Anmeldung wurde davon ausgegan­
gen, dass Sovello2 in der Region rund 390 direkte und 
mindestens rund 700 indirekte Arbeitsplätze schaffen 
würde. 

(16) Der folgende Zeitplan gibt einen Überblick über die ver­
schiedenen Phasen der beiden Vorhaben: 

Zeitpunkt Sovello1 Sovello2 

Investitionsentscheidung 14.1.2005 (Datum des ursprünglichen 
Joint-Venture-Rahmenvertrags) 

Ende Juni 2006 (nach Angaben der 
deutschen Behörden) 

Beihilfeantrag 27.12.2004 (für den GA-Zuschuss) 20.2.2006 (für den GA-Zuschuss) 

Bewilligungsdatum 21.4.2005 
(GA-Förderbescheid) 

15.12.2006 
(GA-Förderbescheid, vorbehaltlich der 
Genehmigung der Kommission) 

Grundstückskaufvertrag 27.6.2005 30.6.2006 

Beginn der Arbeiten 2005 Juli 2006 

Anmeldung 1.9.2005 ( 10 ) 20.12.2006 

Geplanter Investitionszeitraum 1.1.2005-31.12.2007 24.7.2006-30.6.2008 

Produktionsaufnahme Februar 2006 Zweites Quartal 2007 

Erreichung der vollen Produk­
tionskapazität 

Ende Juni 2006 (30 MWp) Ende 2007 (60 MWp) 

Genehmigung der Kommis­
sion 

7.6.2006 (KMU-Aufschlag) 

( 7 ) Sovello wurde bereits eine regionale Investitionsbeihilfe für seine 
erste Fabrik in Thalheim gewährt, die auch einen im Rahmen der 
GA-Regelung gemäß Artikel 4 Absatz 3 Buchstabe b der Verord­
nung (EG) Nr. 70/2001 der Kommission vom 12. Januar 2001 
über die Anwendung der Artikel 87 und 88 EG-Vertrag auf staat­
liche Beihilfen an kleine und mittlere Unternehmen (ABl. L 10 vom 
13.1.2001, S. 33) gewährten KMU-Aufschlag in Höhe von 
15 Prozentpunkten umfasste. Die Kommission war in ihrer Ent­
scheidung N 426/05 vom 7. Juni 2006 (ABl. C 270 vom 
7.11.2006, S. 2) zu dem Ergebnis gekommen, dass Sovello zum 
Zeitpunkt der Anmeldung ein KMU war. 

( 8 ) Ein Megawatt-Peak (MWp) entspricht 1 000 000 Watt-Peak (Wp). 
Watt-Peak ist ein Maß für die Leistungsfähigkeit (Nennleistung) von 
Solarzellen und Solarmodulen. Watt-Peak ist der in der Fotovoltaik 
übliche Vergleichsmaßstab der technischen Leistungsfähigkeit von 
Solarmodulen und bezeichnet die Nennleistung der Module unter 
Standard-Testbedingungen. 

( 9 ) Ursprünglich war (laut dem Joint-Venture-Rahmenvertrag zwischen 
Evergreen und Q-Cells vom Januar 2005) auf dem Firmengelände 
in Deutschland eine viel umfangreichere Investition für eine zusätz­
liche Kapazität von insgesamt 90 MWp bzw. (nach den im März 
2007 mit der Anmeldung des Erweiterungsvorhabens übermittelten 
Angaben) […](*) ((*) Unterliegt dem Berufsgeheimnis). MWp ge­
plant, die in […] Phasen ([...]) umgesetzt werden sollte. Deutschland 
strich die beiden letzten Phasen aus der Anmeldung, […]. Die 
Kommission entnimmt den jährlichen Berichten der Joint-Ven­
ture-Partner, dass Sovello im Jahr 2008 eine Gesamtkapazität von 
85 MWp erreicht hat. 

( 10 ) Siehe Fußnote 7.

DE 9.9.2009 Amtsblatt der Europäischen Union L 237/17



2.4. Rechtsgrundlage 

(17) Die Beihilfe wird auf der Grundlage der folgenden bestehenden Beihilferegelungen gewährt: „Verbes­
serung der regionalen Wirtschaftsstruktur“ (staatliche Beihilfe N 642/02 ( 11 ) — nachstehend „GA- 
Regelung“ genannt), „Investitionszulagengesetz 2005“ (staatliche Beihilfe N 142a/04 ( 12 ) und deren 
Nachfolgeregelung „Investitionszulagengesetz 2007“ (staatliche Beihilfe N 357a/2006 ( 13 ). 

2.5. Investitionskosten 

(18) Gemäß den aktualisierten Angaben Deutschlands vom 16. und 24. April 2009 belaufen sich die 
gesamten Investitionskosten für Sovello2 (nominal) auf 118 418 780 EUR (Gegenwartswert von 
114 882 310 EUR ( 14 ) und kommen in vollem Umfang für Regionalbeihilfen in Betracht. In 
Tabelle I sind die gesamten Investitionskosten für das angemeldete Vorhaben aufgeschlüsselt: 

Tabelle I 

Aufschlüsselung der Projektkosten 

(in EUR) 

2006 2007 2008 Insgesamt (nominal) Insgesamt (Gegenwartswert 31.12.2006) 

[…] […] […] 118 418 780 114 882 310 

2.6. Finanzierung des Vorhabens 

(19) Gemäß den aktualisierten Angaben Deutschlands vom 16. und 24. April 2009 hat Sovello das 
Vorhaben mit 87 313 015 EUR an Eigenmitteln und (nicht durch eine staatliche Garantie gedeckten) 
Bankdarlehen sowie den beantragten Beihilfemitteln von 31 105 765 EUR finanziert. Demnach macht 
der eigene, von öffentlicher Förderung freie Beitrag von Sovello mindestens 25 % der gesamten 
beihilfefähigen Kosten aus. 

2.7. Anwendbare Regionalbeihilfehöchstintensitäten 

(20) Thalheim (Landkreis Bitterfeld, Stadt Dessau, Land Sachsen-Anhalt) liegt in einem Fördergebiet im 
Sinne von Artikel 87 Absatz 3 Buchstabe a EG-Vertrag. Gemäß den Leitlinien für staatliche Beihilfen 
mit regionaler Zielsetzung ( 15 ) (nachstehend „Regionalbeihilfeleitlinien 1998“ genannt) und der deut­
schen Fördergebietskarte 2004-2006 ( 16 ), die zum Zeitpunkt der Anmeldung galt, ist bei Beihilfen für 
Großunternehmen in diesem Gebiet eine Beihilfehöchstintensität von 35 % des Bruttosubventions­
äquivalents (nachstehend „BSÄ“ genannt) zulässig. 

2.8. Beihilfebetrag und Beihilfeintensität 

(21) Deutschland hat im Hinblick auf die mögliche Anwendung eines Kohäsionsbonus auf der Grundlage 
von Randnummer 25 des MSR 2002 zwei unterschiedliche Beihilfebeträge und Beihilfeintensitäten 
angemeldet. Unter Randnummer 25 des MSR 2002 ist Folgendes festgelegt: „Die zulässige Beihilfe­
höchstintensität […] kann per Multiplikation um den Faktor 1,15 erhöht werden, wenn das Beihilfe­
vorhaben als „Großprojekt“ im Sinne von Artikel 25 der Verordnung (EG) Nr. 1260/1999 des 
Rates ( 17 ) […] kofinanziert wird.“ In einem Fördergebiet nach Artikel 87 Absatz 3 Buchstabe a 
EG-Vertrag muss der Anteil der Kofinanzierung aus Gemeinschaftsmitteln jedoch mindestens 25 % 
der gesamten öffentlichen Ausgaben betragen und die Beihilfehöchstintensität, die sich aus der 
Anwendung des Kohäsionsbonus ergibt, darf nicht über 75 % des anwendbaren Regionalbeihilfe­
höchstsatzes liegen (Randnummern 25 und 26 des MSR 2002). 

(22) Die erste von Deutschland angemeldete Beihilfeintensität belief sich auf 22,46 % BSÄ (dies entspricht 
einem Beihilfebetrag von 30,526 Mio. EUR). Dabei handelt es sich um die Beihilfehöchstintensität 
ohne Kohäsionsbonus, die auf der Grundlage der ursprünglich angemeldeten beihilfefähigen Kosten 
im Gegenwartswert von 135,934 Mio. EUR, auf die das Herabsetzungsverfahren nach 
Randnummer 21 des MSR 2002 angewendet wurde, sowie unter Berücksichtigung des Regionalbei­
hilfehöchstsatzes von 35 % BSÄ berechnet wurde.

DE L 237/18 Amtsblatt der Europäischen Union 9.9.2009 

( 11 ) Entscheidung der Kommission vom 1. Oktober 2003 (ABl. C 284 vom 27.11.2003, S. 2). 
( 12 ) Entscheidung der Kommission vom 19. Januar 2005 (ABl. C 235 vom 23.9.2005, S. 3). 
( 13 ) Entscheidung der Kommission vom 6. Dezember 2006 (ABl. C 23 vom 1.2.2007, S. 1). 
( 14 ) Berechnet unter Zugrundelegung des zum Zeitpunkt der Anmeldung geltenden Referenzzinssatzes für Deutschland in 

Höhe von 4,36 %. 
( 15 ) ABl. C 74 vom 10.3.1998, S. 9. 
( 16 ) ABl. C 186 vom 6.8.2003. 
( 17 ) ABl. L 161 vom 26.6.1999, S. 1.



(23) Kommt der Kohäsionsbonus zur Anwendung (nachste­
hend „Beihilfe mit Kohäsionsbonus“ genannt), beläuft 
sich der Beihilfehöchstbetrag bei beihilfefähigen Kosten 
in Höhe von 135,934 Mio. EUR auf 35,105 Mio. EUR 
(Gegenwartswart; dies entspricht einer Beihilfeintensität 
von 25,83 % BSÄ). Diese Beihilfeintensität stützt sich 
auf Randnummer 25 des MSR 2002. 

(24) Die zweite Beihilfeintensität, die Deutschland für den Fall 
einer Anwendbarkeit des Kohäsionsbonus angemeldet 
hat, beläuft sich unter Zugrundelegung aller beihilfefähi­
gen Investitionskosten auf 23,83 % BSÄ (dies entspricht 
einem Beihilfebetrag von 35,336 Mio. EUR (nominal) 
bzw. 32,397 Mio. EUR (Gegenwartswert)). 

(25) Am 16. und 24. April 2009 übermittelte Deutschland 
aktualisierte Angaben und teilte der Kommission mit, 
dass sich die gesamten beihilfefähigen Investitionskosten 
für Sovello2 letztendlich auf 118 418 780 EUR 
(114 882 310 EUR Gegenwartswert) belaufen und die 
Beihilfe für Sovello2 im Falle einer Anwendbarkeit 
des Kohäsionsbonus (nominal) 31 105 765 EUR 
(27 367 723 EUR Gegenwartswert) beträgt, was einer 
Beihilfeintensität von 23,8224 % BSÄ entspricht. Ferner 
wurde erklärt, dass die Beihilfe in Form eines direkten 
Zuschusses von 17 220 066 EUR und einer Investitions­
zulage von 13 885 699 EUR im Jahr 2009 gewährt wer­
den soll. 

(26) Die deutschen Behörden stellten einen Großprojekt­
antrag, um im Rahmen des operationellen Programms 
„Sachsen-Anhalt“ eine Kofinanzierung aus EFRE-Mitteln 
(Europäischer Fonds für regionale Entwicklung) in Höhe 
von (nominal) 9,118 Mio. EUR zu erhalten ( 18 ). Sollte die 
Kommission den Antrag auf der Grundlage der für Groß­
projekte geltenden Bestimmungen der Verordnung (EG) 
Nr. 1260/1999 ablehnen, wären die Voraussetzungen für 
die Gewährung des Kohäsionsbonus nicht erfüllt. In die­
sem Fall wird der Zuschuss und damit die in der Anmel­
dung vorgesehene Gesamtbeihilfe gesenkt, damit die 
Schwellenwerte, ausgedrückt in BSÄ, nicht überschritten 
werden, die in der Fallkonstellation ohne Gewährung des 
Bonus zur Anwendung kommen. 

(27) Gemäß Abschnitt IX.2 Buchstabe m des GA-Förder­
bescheids ( 19 ) ist die Gewährung der Investitionsanreize 
von der Genehmigung der Beihilfe durch die Kommission 
abhängig. 

(28) In der Anmeldung ist angegeben, dass die angemeldete 
Beihilfe für das Vorhaben nicht mit Beihilfen aus anderen 
lokalen, regionalen, nationalen oder EG-Regelungen zur 
Deckung derselben förderfähigen Kosten kumuliert wird. 

(29) Deutschland hat versichert, dass der Beihilfeempfänger 
die Beihilfe vor Beginn der Arbeiten an dem Vorhaben 
beantragt hat. Gemäß dem Zuwendungsbescheid wurde 

der Beihilfeantrag am 20. Februar 2006 gestellt, während 
das Investitionsvorhaben erst im Juli 2006 angelaufen ist. 

(30) Deutschland hat zudem bestätigt, dass die Beihilfehöchst­
intensität und der Beihilfehöchstbetrag, die mit dieser 
Entscheidung genehmigt werden, auch im Falle geringerer 
oder höherer beihilfefähiger Kosten nicht überschritten 
werden. 

2.9. Allgemeine Verpflichtungen 

(31) In Abschnitt IX.2 Buchstabe f des Zuwendungsbescheids 
über den Direktzuschuss sowie in der deutschen Rechts­
grundlage für die bestehenden Beihilferegelungen ist fest­
gelegt, dass der Beihilfeempfänger die Investition mindes­
tens fünf Jahre an dem Standort aufrechterhalten muss. 

(32) Deutschland hat der Anmeldung eine Kopie des Zuwen­
dungsbescheids beigefügt. Zudem hat es zugesichert, der 
Kommission 

— alle fünf Jahre ab Genehmigung der Beihilfe durch die 
Kommission einen Zwischenbericht (mit Angaben zu 
den gezahlten Beihilfebeträgen, zur Durchführung des 
Zuwendungsbescheids und zu anderen Investitions­
vorhaben am gleichen Standort/in der gleichen Fer­
tigungsstätte) vorzulegen; 

— innerhalb von sechs Monaten nach Zahlung der letz­
ten Beihilfetranche nach dem angemeldeten Finanzie­
rungsplan einen ausführlichen Abschlussbericht vor­
zulegen. 

3. GRÜNDE FÜR DIE ERÖFFNUNG DES FÖRMLICHEN 
PRÜFVERFAHRENS 

(33) Die Kommission machte in ihrer Entscheidung über die 
Eröffnung des förmlichen Prüfverfahrens Bedenken zu 
folgenden Aspekten geltend: 

(34) Gemäß Randnummer 49 des MSR 2002 darf ein Inves­
titionsvorhaben nicht künstlich in Teilvorhaben unterge­
gliedert werden, um eine Umgehung der Bestimmungen 
des MSR 2002 zu erreichen. Deshalb wird davon aus­
gegangen, dass zu einem Investitionsvorhaben alle Anla­
geinvestitionen in einer Betriebsstätte in einem Zeitraum 
von drei Jahren gehören. Unter Betriebsstätte im Sinne 
dieser Randnummer ist „eine wirtschaftlich unteilbare 
Einheit von festem Sachvermögen zu verstehen, dessen 
Bestandteile eine bestimmte technische Funktion erfüllen, 
physisch oder funktional miteinander verbunden sind 
und ein klares Ziel verfolgen (z. B. die Herstellung eines 
bestimmten Produkts)“. Die Mitgliedstaaten könnten ge­
neigt sein, anstelle einer Einzelinvestition zwei Einzelvor­
haben anzumelden, um dadurch nach der Anwendung 
des automatischen Herabsetzungsverfahrens nach Rand­
nummer 21 des MSR 2002 eine höhere maximale Bei­
hilfeintensität zu erzielen ( 20 ).
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( 18 ) Antrag vom 8 Mai 2007. 
( 19 ) Zuwendungsbescheid vom 15. Dezember 2006, geändert am 

29. Januar 2009. 

( 20 ) Der Mitgliedstaat könnte zweimal den vollen Beihilfehöchstsatz auf 
die ersten 50 Mio. EUR der Kosten der Vorhaben anwenden (Herab­
setzung des anwendbaren regionalen Beihilfehöchstsatzes nicht er­
forderlich) sowie zweimal die Hälfte dieses Höchstsatzes auf weitere 
50 Mio. EUR. Für die beihilfefähigen Kosten über 100 Mio. EUR 
wäre der regionale Beihilfehöchstsatz dagegen auf 34 % beschränkt.



(35) Da zwischen dem Beginn der Arbeiten am Sovello1-Vor­
haben (2005) und dem der Arbeiten am Sovello2-Vor­
haben (Juli 2006) weniger als drei Jahre vergangen sind, 
würde die Kommission, wie in der Entscheidung über die 
Eröffnung des förmlichen Prüfverfahrens dargelegt, nor­
malerweise davon ausgehen, dass die beiden Vorhaben 
zusammen eine Einzelinvestition bilden, es sei denn die 
Kriterien unter Randnummer 49 des MSR 2002 wären 
erfüllt. 

(36) Die Kommission nahm in diesem Zusammenhang zur 
Kenntnis, dass Evergreen eine Pilotanlage in Marlboro 
besaß, in der das Unternehmen Forschung und Entwick­
lung (nachstehend „FuE“ genannt) betrieb und Tests für 
eine Pilot-Produktionslinie zur Anwendung der String- 
Ribbon-Technologie durchführte. Dagegen stellte sie fest, 
dass Sovello1 eine wesentlich größere Marktnähe auf­
weist, da die Produktion im April 2006 aufgenommen 
wurde und alle im April, Mai und Juni 2006 produzier­
ten Module sofort auf dem Markt verkauft wurden. Die 
Kommission gelangte daher zu dem vorläufigen Ergebnis, 
dass Sovello1 offensichtlich nicht in erster Linie dazu 
konzipiert war, nachzuweisen, dass es technisch oder 
technologisch möglich ist, Solarmodule nach der String- 
Ribbon-Technologie herzustellen, sondern dazu, die wirt­
schaftliche Leistungsfähigkeit und die industriellen Kapa­
zitäten der Technologien und Herstellungsverfahren der 
Joint-Venture-Partner zu beurteilen und die erwartete ra­
sche Entwicklung des deutschen Marktes zu nutzen. 

(37) Die Kommission stellte des Weiteren fest, dass der Um­
fang der Erstinvestition in Sovello1 (Kapazität 30 MWp) 
nicht als gering eingestuft werden kann. Ferner kann 
ihrer Ansicht nach im Falle von Sovello2 bei einer Ka­
pazität von 60 MWp im Vergleich mit der Leistung von 
Sovello1 letztlich nicht von einer „Serienfertigung“ ge­
sprochen werden. Was die Kosten für Sovello2 anbelangt, 
so beträgt der Multiplikationsfaktor lediglich 2, während 
dieser Faktor bei dem großen Investitionsvorhaben Qi­
monda bei 13 lag. In der Sache Qimonda war die Kom­
mission zu dem Ergebnis gekommen, dass das angemel­
dete Vorhaben zusammen mit einem früheren Pilotpro­
jekt keine Einzelinvestition bildete (Entscheidung der 
Kommission vom 30. Januar 2008 ( 21 ), nachstehend „Qi­
monda-Entscheidung“ genannt). 

(38) Angesichts des Urteils des Gerichts in der Rechtssache T- 
184/97 ( 22 ) sowie der Definition der Begriffe „industrielle 
Forschung“, „experimentelle Entwicklung“ und „Prozessin­
novation“ im Gemeinschaftsrahmen für staatliche Beihil­
fen für Forschung, Entwicklung und Innovation ( 23 ) 
(nachstehend „FuEuI-Gemeinschaftsrahmen“ genannt) äu­
ßerte die Kommission starke Zweifel daran, dass Sovello1 
als Pilotprojekt und somit als vom Sovello2-Vorhaben 
getrenntes Vorhaben betrachtet werden kann. 

(39) Die Kommission vertrat die Auffassung, dass Sovello1, 
falls es nicht als Pilotprojekt angesehen werden könnte, 
(auf der Grundlage einer globalen Abwägung der unter 

Randnummer 49 des MSR 2002 aufgeführten Kriterien) 
zusammen mit Sovello2 als Einzelinvestition einzustufen 
sein dürfte. Unter Berücksichtigung der Tatsache, dass 
innerhalb von drei Monaten, nachdem die kommerzielle 
Produktion in der ersten Anlage angelaufen war, die Ar­
beiten an der zweiten Anlage begannen, kam die Kom­
mission zu dem Schluss, dass es sich trotz der Argu­
mente Deutschlands zur physischen Trennung der beiden 
Anlagen und zur fehlenden funktionalen Verbindung 
zwischen ihnen um ein einziges Unternehmen handelt, 
das über zwei Produktionsstätten auf aneinander angren­
zenden Grundstücken verfügt, die dasselbe Produkt mit 
derselben Technologie herstellen. 

(40) Die Kommission entnahm dem ursprünglichen Joint-Ven­
ture-Vertrag, dass die Geschäftspartner eine sehr viel um­
fangreichere Investition als nur Sovello1 planten, die in 
mehreren Phasen durchgeführt werden sollte. Ferner war 
es ihrer Ansicht nach nicht klar, ob die Mehrkosten für 
die Konzipierung separater Vorhaben anstelle einer inte­
grierten Anlage höher sind als der zusätzliche Beihilfe­
betrag, der sich ergibt, wenn die beiden Vorhaben nicht 
als eine Einzelinvestition angesehen werden (und das He­
rabsetzungsverfahren nach Randnummer 21 MSR 2002 
dementsprechend nicht für beide Vorhaben zusammen 
anwendbar wäre). 

(41) Unter Berücksichtigung der obigen Erwägungen hatte die 
Kommission Zweifel daran, ob und gegebenenfalls in 
welchem Umfang die angemeldete Beihilfe notwendig 
ist, um einen Anreiz für die Investition zu geben, und 
ob sie als mit dem MSR 2002 sowie dem Gemeinsamen 
Markt vereinbar angesehen werden kann. 

4. STELLUNGNAHMEN VON BETEILIGTEN 

(42) Nach der Veröffentlichung der Entscheidung über die 
Eröffnung des förmlichen Prüfverfahrens im Amtsblatt 
der Europäischen Union ging bei der Kommission eine 
Stellungnahme ein. Die Äußerungen des Europäischen 
Industrieverbands Fotovoltaik ( 24 ) (European Photovoltaic 
Industry Association, EPIA) können wie folgt zusammen­
gefasst werden: 

4.1. Die Solarindustrie — ein Markt mit hoher 
Wachstumsrate 

(43) EPIA zufolge zeichnet sich der Markt der Solarindustrie 
durch eine anhaltend hohe Wachstumsrate aus. Dies ist 
auf eine weltweit steigende Nachfrage nach Fotovoltaik­
produkten sowie auf eine dynamische Technologie und 
den hohen Innovationsgrad zurückzuführen. Schnelligkeit 
ist ein Schlüsselfaktor bei der Durchsetzung von Innova­
tionen auf industrieller Ebene. Um die Wettbewerbsfähig­
keit der Solarindustrie rascher zu erhöhen, müssen die 
Kosten für die Erzeugung von Solarstrom gesenkt wer­
den. Bei der Solarstromerzeugung spielen die Kosten für 
den Erwerb von Solarsystemen eine erhebliche Rolle. Die 
Produktionskosten von Solarsystemen hängen wiederum 
von den eingesetzten Technologien und den Kosten für 
Rohstoffe und Materialien ab.
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( 21 ) Entscheidung der Kommission in der Sache N 872/06 — Einzel­
beihilfe für Qimonda (ABl. C 170 vom 5.7.2008, S. 2). 

( 22 ) Rechtssache T-184/97, BP/Kommission, Slg. 1997, S. II-3145. In 
dieser Rechtssache befand das Gericht erster Instanz, dass ein Pro­
gramm zur Demonstration der wirtschaftlichen und industriellen 
Realisierbarkeit einer bestimmten Kategorie von Produkten nicht 
als Pilotprojekt zur technologischen Entwicklung von Produkten 
angesehen werden kann. 

( 23 ) ABl. C 323 vom 30.12.2006, S. 1. 

( 24 ) EPIA vertritt fast 200 Mitglieder aus dem gesamten Solarstromsek­
tor, die in über 20 Ländern in Europa ansässig sind (damit deckt 
der Verband die gesamte Wertschöpfungskette der Fotovoltaikindus­
trie von der Silizium-, Zellen- und Modulproduktion bis hin zu 
Systementwicklungen ab). Der Beihilfeempfänger ist Mitglied von 
EPIA.



(44) Dass Technologie und Innovation im Solarsektor von 
besonderer Bedeutung sind, zeigt sich nach Ansicht von 
EPIA in erster Linie an der wachsenden Zahl von Koope­
rationsmaßnahmen zwischen Unternehmen und/oder 
Forschungs- und Entwicklungsinstituten sowie an den 
immer zahlreicher werdenden Neugründungen im Sektor. 

4.2. Pilotprojekte in der Solarindustrie 

(45) EPIA zufolge werden in der Solarindustrie Innovationen 
und neue Technologien anhand wirtschaftlicher Kriterien 
entwickelt und umgesetzt. Um die wirtschaftlichen Risi­
ken für die Kapitalgeber zu beschränken und die tech­
nologische und/oder wirtschaftliche Durchführbarkeit ei­
ner Neuerung an bestimmten Kriterien zu testen, erfolgen 
Forschung und Entwicklung in diesem Bereich sowie die 
industrielle Umsetzung von Innovationen in Phasen. Da­
her sind Pilotprojekte geeignet, um mit konkreten Zielen, 
begrenzten Ressourcen und kalkulierbaren Risiken be­
stimmte technische und/oder wirtschaftliche Probleme 
in Bezug auf Innovationen zu lösen. Pilotprojekte werden 
auch im Rahmen von produkt- und verfahrensorientier­
ten Innovationen bei industriell bewährten Technologien 
durchgeführt, da eine Ausweitung der Kapazitäten erst 
dann wirtschaftlich vertretbar ist, wenn ein Pilotproduk­
tionsprozess gezeigt hat, dass Serienproduktion möglich 
ist. Dann allerdings ist eine rasche Ausweitung der Pro­
duktionskapazitäten für den Erfolg ausschlaggebend. Da­
her werden neue Produktionskapazitäten häufig unmittel­
bar nach der erfolgreichen Pilotproduktion geschaffen. 

4.3. String-Ribbon-Technologie noch nicht indus­
triell getestet 

(46) EPIA zufolge handelt es sich bei der von Sovello ange­
wendeten String-Ribbon-Technologie um ein kontinuier­
liches Verfahren zur Gewinnung von Siliziumbändern zur 
Herstellung von kristallinen Wafern. Im Vergleich zu den 
herkömmlichen Schnitttechnologien zur Herstellung von 
kristallinen Wafern wird bei diesem Verfahren deutlich 
weniger Silizium benötigt, wodurch es eindeutig kosten­
günstiger ist. Die String-Ribbon-Technologie zur Herstel­
lung von Wafern war vor dem Bau von Sovello1 noch 
nicht industriell getestet worden. Außerdem gab es welt­
weit nicht ein Unternehmen, das damals in der Lage 
gewesen wäre, diese String-Ribbon-Wafer zu Solarzellen 
und anschließend zu Solarmodulen zu verarbeiten. Mit 
der String-Ribbon-Technologie deckt Sovello die gesamte 
Wertschöpfungskette von Wafern über Zellen bis hin zu 
Modulen ab. Diese technologisch innovative Integration 
entlang der Wertschöpfungskette musste industriell getes­
tet werden. 

5. STELLUNGNAHME DEUTSCHLANDS 

(47) Deutschland übermittelte weitere Informationen, um die 
Bedenken der Kommission bezüglich der Frage, ob die 
beiden Investitionen Sovello1 und Sovello2 zusammen 
eine Einzelinvestition im Sinne von Randnummer 49 
des MSR 2002 bilden, auszuräumen. Deutschland vertritt 
die Auffassung, dass Sovello1 ein Pilotprojekt ist und 
entsprechend der Qimonda-Entscheidung als selbständi­

ges Investitionsvorhaben anzusehen ist. Diese Auffassung 
stützt sich auf die folgenden Argumente: 

5.1. Sovello1 ist ein Pilotprojekt 

(48) Deutschland steht auf dem Standpunkt, dass die Investi­
tion Sovello1 als Pilotprojekt eingestuft werden muss. 
Dabei nimmt es auf eine Definition der OECD ( 25 ) Bezug, 
nach der der Bau und Betrieb einer Pilotanlage der FuE 
zugerechnet wird, sofern deren Hauptziel in der Gewin­
nung von Erfahrungen und der Erfassung technischer 
und anderer Daten besteht. Nach der OECD-Definition 
wird ein Pilotprojekt nicht nur durchgeführt, um die 
technische Machbarkeit einer neuen Technologie zu prü­
fen, sondern auch, um die betriebliche Effizienz, die Kos­
tenwirksamkeit und die technische Optimierung zu beur­
teilen, bevor mit der Serienfertigung begonnen werden 
kann. Die erfolgreiche Durchführung des Pilotprojekts 
ist daher nach Ansicht Deutschlands eine „conditio sine 
qua non“ für den Beginn und die Durchführung der 
Serienproduktion. 

(49) Deutschland vertritt die Auffassung, dass sich die Inves­
tition Sovello1 mit Rücksicht auf die dort realisierten 
Prozess- und Produktinnovationen den Begriffen „Indus­
trielle Forschung“ und „Prozessinnovation“ des FuEuI-Ge­
meinschaftsrahmens zuordnen lässt. Seiner Ansicht nach 
sollte die Tatsache, dass der Begünstigte von Beginn an 
beabsichtigt hatte, die in Sovello1 hergestellten Produkte 
kommerziell zu verwerten, bei der Entscheidung über die 
Einstufung als Einzelinvestition nicht den Ausschlag ge­
ben, da die Kommission in der Qimonda-Entscheidung 
auch nicht auf diesen Aspekt abgestellt habe. Deutsch­
land erklärt, dass sich die Zielsetzung und die Konzeption 
des Qimonda-Pilotprojekts und der Investition Sovello1 
nicht unterschieden. 

(50) Deutschland macht geltend, dass das Sovello1-Vorhaben 
die vorgenannten Voraussetzungen eindeutig erfülle. So­
vello sei von den Joint-Venture-Partnern Q-Cells und 
Evergreen im Januar 2005 gegründet worden, um den 
Nachweis der industriellen Machbarkeit der String-Rib­
bon-Technologie von Evergreen in Kombination mit der 
Fertigungstechnologie von Q-Cells (Herstellung von So­
larzellen und Know-how im Bereich Anlagen und Pro­
duktionsprozesse) zu erbringen. 

(51) Deutschland vertritt die Auffassung, dass das Urteil des 
Gerichts erster Instanz in der Rechtssache T-184/97 einer 
Einstufung von Sovello1 als Pilotprojekt nicht entgegen­
steht und im vorliegenden Fall auch nicht relevant ist, da 
es keine Aussagen über die Frage der Einzelinvestition 
enthält. 

(52) Deutschland zufolge ist Sovello1 die erste automatisierte 
und vollständig integrierte industrielle Anlage zur Her­
stellung von Solarmodulen auf Basis der String-Ribbon- 
Technologie weltweit.
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( 25 ) Main definitions and conventions for the measurement of research 
and experimental development — A summary of the Frascati ma­
nual 1993; OECD, Paris 1994, Randnummern 117-118.



(53) Deutschland bestätigt, dass Evergreen eine Pilotanlage in 
Marlboro besitzt, in der das Unternehmen FuE betreibt 
und Tests für eine Pilot-Produktionslinie zur Anwendung 
der String-Ribbon-Technologie durchführt. In Sovello1 
sollte daher nicht geprüft werden, ob die Herstellung 
von Solarmodulen nach der String-Ribbon-Technologie 
möglich ist; Evergreen habe dies in der Laborfertigung 
in Marlboro bereits erfolgreich geprüft. Die Frage sei 
vielmehr gewesen, ob eine industrielle Serienfertigung 
technologisch (und wirtschaftlich) machbar war. Deutsch­
land erklärt, dass in Marlboro nie industrielle Fertigung 
stattgefunden habe, und zwar weder in der Wafer-, noch 
in der Zellen- noch in der Modulfertigung. In Sovello1 
seien Module vom Typ „Spruce Line“ produziert worden, 
in Marlboro Module vom Typ „Cedar Line“. Diese beiden 
Typen unterschieden sich in erster Linie dadurch, dass die 
Module vom Typ „Cedar Line“ manuell gefertigt würden, 
während die Produktion in Sovello weitgehend automati­
siert sei. 

(54) Die Anlage in Marlboro erreichte erst 2004 eine Kapazi­
tät von 15 MWp, was auf die Installation neuer Waf­
erzieh-Öfen zurückzuführen ist. Nach Ansicht Deutsch­
lands lässt dies nicht den Schluss zu, dass dort indus­
trielle Fertigungstechnologien für String-Ribbon-Zellen 
oder Module bestanden haben oder entsprechender Out­
put nach Industriemaßstäben realisiert wurde. Außerdem 
sei in Marlboro, wie oben dargelegt, ein anderer Typ von 
Modulen als in Sovello1 hergestellt worden. Deutschland 
weist ferner darauf hin, dass in der Solarindustrie Pilot­
projekte mit Kapazitäten zwischen 10 und 30 MWp rea­
lisiert werden. Aus der Tatsache, dass Sovello1 am obe­
ren Ende dieser Bandbreite liegt, könne nicht geschlossen 
werden, dass es kein Pilotprojekt war. Die Kapazität von 
Sovello1 (30 MWp) ergebe sich aus der Kapazität der 
eigens für diese Fabrik entwickelten […] ( 26 ). 

(55) Deutschland führt weiter aus, dass String-Ribbon-Fabri­
ken mit heutigem Wissensstand Kapazitäten von 75- 
80 MWp erreichen. Daher hätte kein Investor eine grö­
ßere Fabrik auf Basis einer neuen, völlig unerprobten 
Technologie errichtet. 

(56) Deutschland macht geltend, dass es zum Zeitpunkt der 
Sovello1-Investition keine Standards für die technische 
Konzeptionierung der Maschinen und Anlagen gegeben 
habe, die für die Serienfertigung von Solarmodulen nach 
der innovativen String-Ribbon-Technologie erforderlich 
gewesen wären. Da für Sovello spezifische und höhere 
Produktionsziele als für die Anlage in Marlboro gegolten 
hätten (Yield von mindestens […], stabiler Zellwirkungs­
grad von […] und Erhöhung des Zellwirkungsgrads um 
[…]), sei es weder möglich gewesen, die Laborfertigung 
in Marlboro einfach zu „kopieren“ noch die herkömm­

lichen Produktionsverfahren von Q-Cells zu verwen­
den ( 27 ). Deutschland führt zahlreiche Beispiele an, um 
dies zu belegen. 

(57) Deutschland macht ferner geltend, dass die kurze Test­
phase und der schnelle Erfolg sowie die rasche kommer­
zielle Verwertung einer Einstufung von Sovello1 als Pilot­
projekt nicht entgegenstehen sollten. Auch die „Pilotpro­
duktion“ der Anlage in Marlboro sei verkauft worden. 
Dies lasse sich durch die hohe Nachfrage nach Solarpro­
dukten erklären. Module mit einem geringeren Yield und 
Wirkungsgrad erzielten dann eben nur einen geringeren 
Preis. Hätten die tatsächlichen Werte für Yield und Wir­
kungsgrad dauerhaft nicht die Zielvorgaben erreicht, wäre 
das Pilotprojekt Sovello1 gescheitert. Auch in diesem Fall 
wären gleichwohl produzierte Module veräußert worden, 
schon um auflaufende Verluste zu begrenzen. 

(58) Deutschland erklärt, dass zwischen dem Produktionsstart 
in Sovello1 und den Arbeiten an Sovello2 (nicht wie in 
der Entscheidung über die Eröffnung des förmlichen Prüf­
verfahrens von der Kommission angegeben drei, sondern) 
fünf Monate lagen. 

(59) Deutschland vertritt die Auffassung, dass die Testphase 
für die Pilotanlage Sovello1 so kurz war, weil die bran­
chenübergreifend übliche Trennung zwischen Investiti­
ons- und Betriebsphase (Einstellung von Fachkräften, 
enge Zusammenarbeit mit den Maschinenherstellern, 
frühe Lieferverträge für Produktionsmaterialien und Er­
satzteile, räumliche Trennung zwischen Zell- und Modul­
fertigung) nicht vollzogen wurde und weil das gesamte 
Projekt sehr gut geplant war. 

5.2. Die Investitionsvorhaben Sovello1 und Sovello2 
sind getrennte Vorhaben 

(60) Nach Ansicht Deutschlands müssen alle in 
Randnummer 49 des MSR 2002 genannten Kriterien 
kumulativ erfüllt sein, damit Sovello1 und Sovello2 zu­
sammen als Einzelinvestition betrachtet werden können. 
Deutschland führt zahlreiche Argumente zur Untermaue­
rung dieser Auslegung an und stützt sich dabei auf die 
bisherige Entscheidungspraxis der Kommission, insbeson­
dere auf die Qimonda-Entscheidung, die Entscheidung 
der Kommission über AMD ( 28 ) (nachstehend „AMD-Ent­
scheidung“ genannt) und auf die Entscheidung der Kom­
mission über Q-Cells ( 29 ) (nachstehend „Q-Cells-Entschei­
dung“ genannt.) Da diese Voraussetzung im Falle von 
Sovello1 und Sovello2 nicht erfüllt sei, sollten beide Vor­
haben als selbständige Investitionsvorhaben betrachtet 
werden.
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( 26 ) Bei der […] wird (anstelle des herkömmlichen Verfahrens der plas­
maunterstützten CVD-Abscheidung, des sog. PECVD-Verfahrens) ein 
innovatives Verfahren […] verwendet. 

( 27 ) Das Zellformat der neuen Technologie (150 mm × 80 mm) unter­
scheidet sich deutlich vom konventionellen, siliziumwaferbasierten 
Quadrat-Zellformat (156 mm × 156 mm). Die Anforderungen des 
unterschiedlichen Zellformats und die besonderen physikalischen 
Wafer-Eigenschaften (z. B. […]) mussten bei der Planung und Aus­
richtung aller Maschinen und Anlagen von Sovello1 berücksichtigt 
werden. 

( 28 ) Entscheidung der Kommission vom 18. Juli 2007 in der Sache N 
810/06 — Beihilfe für AMD (ABl. C 246 vom 20.10.2007 S. 1) 

( 29 ) Entscheidung der Kommission vom 10. Juli 2007, N 850/06, Bei­
hilfe an Q-Cells (ABl. C 270 vom 13.11.2007 S. 5).



(61) Deutschland versichert, dass Sovello1 und Sovello2 we­
der physisch noch technisch oder funktional miteinander 
verbunden sind. Es handle sich um getrennte Produkti­
onsstätten mit völlig autarken Produktionsanlagen, sepa­
ratem Anlagevermögen (Grundstücke, Gebäude, Maschi­
nen und Anlagen) und separater Anbindung an das öf­
fentliche Straßennetz (unterschiedliche Hausnummern), 
die sich auf getrennten (allerdings aneinander angrenzen­
den) und zu unterschiedlichen Zeitpunkten erworbenen 
Grundstücken befänden ( 30 ). Beide Produktionsstätten de­
cken Deutschland zufolge die gesamte Wertschöpfungs­
kette (von den String-Ribbon-Wafern über die String-Rib­
bon-Zellen bis hin zu den String-Ribbon-Modulen) ab. 
Sie könnten separat verkauft werden, ohne dass physi­
sche Änderungen am Produktionsprozess ( 31 ) vorgenom­
men werden müssten. 

(62) Deutschland vertritt die Auffassung, dass ein Vergleich 
zwischen Sovello1 und Sovello2 Unterschiede bezüglich 
der Fertigungstechnologie (neue Prozesstechnologien, 
Produktion dünnerer Wafer) und der Qualität (hoher 
Yield) der (Zwischen)Produkte (Wafer, Zellen und Mo­
dule) deutlich macht. 

(63) Deutschland macht insbesondere geltend, dass die Kauf­
option, die Sovello im Grundstückskaufvertrag auf das an 
Sovello1 angrenzende Grundstück eingeräumt wurde, nur 
eine Verpflichtung des Verkäufers nach sich zog und dass 
es aufgrund der anwendbaren Beihilfevorschriften nicht 
gerechtfertigt ist, den Grundstückskauf als Beginn eines 
Investitionsvorhabens anzusehen. Daher ist die Kauf­
option nach Ansicht Deutschlands kein eindeutiger Be­
weis für einen einheitlichen Investitionsplan, der sowohl 
Sovello1 als auch Sovello2 umfasst. 

(64) Deutschland weist darauf hin, dass die Kommission in 
der QCells-Entscheidung zu dem Ergebnis gekommen 
ist, dass zwei Investitionen nicht miteinander verbunden 
sind, wenn beide Investitionen eigene Grundstücke, Ge­
bäude und Ausrüstungen betreffen, getrennt verwaltet 
werden und lediglich die Führung des strategischen und 
betrieblichen Bereichs gemeinsam erfolgt. Die gemein­
same Führung des strategischen und betrieblichen Be­
reichs habe im Falle von Sovello1 und Sovello2 rein 
kaufmännische Gründe und sei für die Existenz und 
den Erfolg der beiden Vorhaben nicht unabdingbar. 

(65) Deutschland vertritt die Auffassung, dass der bestehende 
strategische Plan, der (wie im ursprünglichen Joint- 

Venture-Vertrag dargelegt) einen Kapazitätenausbau bei 
Erfolg des Pilotprojekts vorsah, nicht anders als die ent­
sprechenden Pläne in der Qimonda-Entscheidung bewer­
tet werden sollte. 

(66) Deutschland erklärt, dass mit den beiden Investitionsvor­
haben Sovello1 und Sovello2 unterschiedliche Ziele ver­
folgt würden, auch wenn es in beiden Fällen um die 
Herstellung von Solarmodulen gehe. Sovello1 ähnele 
mehr einer Durchführbarkeitsstudie (zur Prüfung der 
technologischen und wirtschaftlichen Durchführbarkeit 
einer industriellen Produktion auf der Grundlage der 
String-Ribbon-Technologie entlang der gesamten Wert­
schöpfungskette), während Sovello2 die eigentliche kom­
merzielle Serienproduktion einer bestimmten Gruppe von 
Produkten betreffe, bei der die im Rahmen von Sovello1 
gesammelte technische Erfahrung standardisiert werde. 

(67) Nach Ansicht Deutschlands lässt der in Randnummer 61 
der Entscheidung über die Eröffnung des förmlichen Prüf­
verfahrens angestellte Vergleich (zwischen dem Multipli­
kationsfaktor bei den Kosten der Investitionen, die Ge­
genstand der Qimonda-Entscheidung waren, und dem 
entsprechenden Faktor bei den beiden Sovello-Vorhaben) 
sektorspezifische Merkmale außer Acht und ist daher un­
geeignet, um Sovello1 aus dem Kreis eines Pilotvor­
habens auszuschließen. Deutschland führt weiter aus, 
dass sich die in der Qimonda-Entscheidung genannten 
Kosten auf drei Investitionsvorhaben bezögen, dass die 
Kosten für Gebäude und Anlagen in der Halbleiterindus­
trie erheblich höher als in der Solarindustrie seien und 
dass die Kapazitäten pro Maschine in der Halbleiterindus­
trie deutlich geringer seien (weshalb in der Halbleiter­
industrie mehr Maschinen angeschafft werden müssten). 
Zudem seien Pilotprojekte in der Halbleiterindustrie mit 
relativ geringen Kosten verbunden, da die Maschinen sehr 
viel stärker standardisiert seien. Nach Ansicht Deutsch­
lands kann ein höherer Quotient aus den Kosten des 
Folgevorhabens und den Kosten des Pilotvorhabens 
auch auf eine höhere Finanzkraft des Investors zurück­
zuführen sein (und sollte daher keine höhere staatliche 
Beihilfe rechtfertigen). 

(68) Deutschland vertritt die Auffassung, dass die im ur­
sprünglichen Joint-Venture-Vertrag allgemein gehaltene 
Absichtserklärung, die Produktionskapazitäten von So­
vello ausbauen zu wollen, keinen funktionalen Zusam­
menhang zwischen Sovello1 und Sovello2 begründet, da 
sie keine weiteren Spezifizierungen für ein zweites Inves­
titionsvorhaben enthält (Standort, Fertigungstechnolo­
gien, Maschinen, Siliziumversorgung und Finanzierung). 

(69) Deutschland erklärt, dass die endgültige Entscheidung 
über die Realisierung von Sovello2 im Juni 2006 auf­
grund der folgenden Elemente getroffen wurde: 1. eine 
anhaltend stark wachsende Marktnachfrage, die den Ab­
satz der Produkte langfristig sichert, 2. der Abschluss 
eines langfristigen Vertrags über die Belieferung mit 
dem Rohstoff Silizium (Vertrag mit REC im Juni 2006), 
3. ein erwiesener technischer und wirtschaftlicher Erfolg 
des Pilotprojekts Sovello1 (der angestrebte Yield und ein 
stabiler Zellwirkungsgrad wurden im Juni 2006 erreicht).
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( 30 ) Die Grundstücke wurden separat gekauft, doch der Kaufvertrag für 
das Grundstück von Sovello1 (vom […]) beinhaltete eine unver­
bindliche Kaufoption für ein weiteres Grundstück für Sovello2 
(Kaufvertrag vom […]). Die Ausweisung des Sovello2-Grundstücks 
als „Grundstück für die industrielle Nutzung“ wurde erst zu einem 
späteren Zeitpunkt beschlossen und die Erschließung erfolgte sepa­
rat. 

( 31 ) Deutschland bezieht sich hier auf ein Gutachten der Deloitte & 
Touche GmbH vom 27. September 2006, das der Kommission 
bei der Anmeldung vorgelegt wurde. Darin wird der Schluss gezo­
gen, dass Sovello1 und Sovello2 sehr gut getrennt betrieben und 
auch separat veräußert werden könnten.



(70) Deutschland weist darauf hin, dass es zum Zeitpunkt der 
Investitionsentscheidung zu Sovello1 (Januar 2005) we­
der technisch noch wirtschaftlich möglich war, die So­
vello2-Investition vorzunehmen. Außerdem sei der Erfolg 
des Sovello1-Vorhabens zu diesem Zeitpunkt nicht vor­
hersehbar gewesen. 

5.3. Kein ökonomischer Anreiz für eine künstliche 
Trennung von Sovello1 und Sovello2 

(71) Deutschland macht geltend, dass Sovello keinen öko­
nomischen Anreiz hatte, Sovello1 und Sovello2 künstlich 
zu trennen. Sovello seien aufgrund der autarken Konzep­
tion der beiden Produktionsstätten zusätzliche Kosten 
von rund […] EUR ( 32 ) entstanden. Deutschland ist daher 
der Auffassung, dass Sovello die bei Einzelinvestitionen 
gemeinhin anfallenden Synergien und Größenvorteile 
nicht nutzen konnte. Die höheren Investitionskosten 
würden durch die höheren Fördermittel, die bei einer 
Einstufung der beiden Vorhaben als getrennte Investitio­
nen zu erwarten waren, nicht annähernd aufgewogen, da 
sich der zusätzliche Förderbetrag lediglich auf rund 
10 Mio. EUR ( 33 ) belaufe. 

5.4. Schlussfolgerung: Sovello1 und Sovello2 bilden 
keine Einzelinvestition 

(72) Deutschland entnimmt den früheren Entscheidungen, 
dass die Kommission zwei getrennte Investitionsvorhaben 
nur dann als Einzelinvestition eingestuft habe, wenn alle 
unter Randnummer 49 des MSR 2002 genannten Krite­
rien kumulativ erfüllt gewesen seien. Deutschland steht 
daher auf dem Standpunkt, dass Sovello1 und Sovello2, 
selbst wenn Sovello1 nicht als Pilotprojekt anerkannt 
würde, zusammen keine Einzelinvestition bilden würden, 
weil die in Randnummer 49 des MSR 2002 Kriterien 
nicht kumulativ erfüllt sind. 

(73) Nach Ansicht Deutschlands darf die räumliche und zeit­
liche Nähe der beiden Vorhaben nicht zu dem Schluss 
führen, dass beide Investitionen zusammen als Einzel­
investition im Sinne von Randnummer 49 des MSR 
2002 zu betrachten seien und dass die Vorhaben zur 
Umgehung der Bestimmungen des MSR 2002 künstlich 
aufgegliedert worden seien. 

6. BEIHILFERECHTLICHE WÜRDIGUNG 

6.1. Vorliegen einer staatlichen Beihilfe im Sinne des 
Artikels 87 Absatz 1 EGVertrag 

(74) Die Kommission kam in ihrer Entscheidung über die 
Eröffnung des förmlichen Prüfverfahrens zu dem Schluss, 

dass die finanzielle Unterstützung, die Deutschland So­
vello auf der Grundlage der bestehenden Regionalbeihilfe­
regelungen „GARegelung“ und „Investitionszulagengesetz“ 
gewähren will, eine staatliche Beihilfe im Sinne des Ar­
tikels 87 Absatz 1 EG-Vertrag darstellt. Diese Schlussfol­
gerung wurde von Deutschland nicht angegriffen. 

6.2. Anmeldepflicht, Rechtmäßigkeit der Beihilfe 
und anwendbares Recht 

(75) Deutschland hat die Maßnahme am 20. Dezember 2006 
angemeldet und ist damit der Einzelanmeldepflicht nach 
Randnummer 24 des MSR 2002 nachgekommen. 

(76) Im Einklang mit Randnummer 63 und Fußnote 58 der 
Leitlinien für staatliche Beihilfen mit regionaler Zielset­
zung 2007-2013 ( 34 ), wonach einzeln angemeldete Inves­
titionsvorhaben nach den zum Zeitpunkt der Anmeldung 
geltenden Regeln zu bewerten sind, hat die Kommission 
die angemeldete Beihilfemaßnahme auf der Grundlage der 
Regionalbeihilfeleitlinien 1998, der Fördergebietskarte für 
Deutschland (2004-2006) und des MSR 2002 geprüft. 

6.3. Vereinbarkeit der Beihilfe mit den allgemeinen 
Bestimmungen der Regionalbeihilfeleitlinien 1998 

(77) Die Kommission hat bereits in ihrer Entscheidung über 
die Eröffnung des förmlichen Prüfverfahrens festgestellt, 
dass das Vorhaben eine Erstinvestition im Sinne der Re­
gionalbeihilfeleitlinien 1998 betrifft, dass die beihilfefähi­
gen Investitionskosten genau bestimmt sind und dass die 
Kumulierungsregeln eingehalten werden. Außerdem hat 
Sovello die Beihilfe vor Beginn der Projektarbeiten bean­
tragt und ist verpflichtet, die Investition nach Abschluss 
des Vorhabens mindestens fünf Jahre lang in der Region 
aufrechtzuerhalten. Sovello leistet einen von öffentlicher 
Förderung freien Eigenbeitrag in Höhe von mindestens 
25 % der beihilfefähigen Kosten. Da die Beihilfe für So­
vello im Rahmen bereits geprüfter Regelungen gewährt 
werden soll, steht sie grundsätzlich mit den allgemeinen 
Bestimmungen der Regionalbeihilfeleitlinien 1998 im 
Einklang. Die Kommission bestätigt diese Feststellung in 
der vorliegenden Entscheidung. 

6.4. Vereinbarkeit der Beihilfe mit dem MSR 2002 

6.4.1. Einzelinvestition 

(78) Gemäß Randnummer 49 des MSR 2002 darf ein Inves­
titionsvorhaben nicht künstlich in Teilvorhaben unterglie­
dert werden, um eine Umgehung der Bestimmungen des 
MSR 2002 zu erreichen. Zu einer Einzelinvestition
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( 32 ) Weil es keine Einzelinvestition zum Aufbau einer Produktionskapa­
zität von 90 MWp getätigt hat, sondern zwei getrennte Investitio­
nen Sovello1 (30 MWp) und Sovello2 (60 MWp). 

( 33 ) Die Berechnung dieses zusätzlichen Betrags stützt sich auf die An­
nahme, dass für eine Einzelinvestition geringere beihilfefähige Kos­
ten von insgesamt rund 144 Mio. EUR anfallen und dass für ein so 
großes Investitionsvorhaben ein KMU-Aufschlag gewährt würde. ( 34 ) ABl. C 54 vom 4.3.2006, S. 13.



gehören alle Anlageinvestitionen in einer Betriebsstätte in 
einem Zeitraum von drei Jahren ( 35 ). Unter Betriebsstätte 
ist „eine wirtschaftlich unteilbare Einheit von festem 
Sachvermögen [zu] verstehen, dessen Bestandteile eine 
bestimmte technische Funktion erfüllen, physisch oder 
funktional miteinander verbunden sind und ein klares 
Ziel verfolgen (z. B. die Herstellung eines bestimmten 
Produkts)“. 

(79) Da Sovello bereits in der Vergangenheit eine Beihilfe für 
ein früheres Investitionsvorhaben (Sovello1) am selben 
Standort (auf einem an das Sovello2-Gelände angrenzen­
den Grundstück) erhalten hat und zwischen dem Beginn 
der Arbeiten am Sovello1-Vorhaben (2005) und dem der 
Arbeiten am Sovello2-Vorhaben (Juli 2006) weniger als 
drei Jahre vergangen sind, muss festgestellt werden, ob 
diese frühere Investition zusammen mit dem angemelde­
ten Vorhaben Sovello2 eine Einzelinvestition bildet. 

(80) Die Kommission geht normalerweise davon aus, dass alle 
Anlageinvestitionen in einer Betriebsstätte in einem Zeit­
raum von drei Jahren eine Einzelinvestition bilden. Die 
Anmerkungen Deutschlands zur Frage der Einzelinvesti­
tion sind anhand der Kriterien unter Randnummer 49 
des MSR 2002 geprüft worden. 

(81) Nach Auffassung der Kommission deutet nichts darauf 
hin, dass das Investitionsvorhaben künstlich in zwei Teil­
vorhaben untergliedert wurde, um eine Umgehung der 
Bestimmungen des MSR 2002 zu erreichen. Die Tatsa­
che, dass die Bestimmungen des MSR 2002 nicht vor­
sätzlich umgangen wurden, lässt jedoch nicht auto­
matisch den Schluss zu, dass innerhalb des Dreijahres­
zeitraums begonnene Projekte keine Einzelinvestition dar­
stellen (siehe auch Randnummern 47 bis 49 der AMD- 
Entscheidung, in der die Kommission zu dem Ergebnis 
kam, dass es sich um eine Einzelinvestition handelte, 
obwohl die Vorhaben nicht vorsätzlich künstlich unter­
gliedert wurden, um die Bestimmungen des MSR 2002 
zu umgehen). Ob eine Einzelinvestition vorliegt, ist somit 
unter Zugrundelegung der Kriterien unter Randnummer 
49 des MSR 2002 anhand der Fakten zu beurteilen, nicht 
aber danach, ob vorsätzlich gehandelt wurde. 

(82) Deutschland leitet aus der Entscheidungspraxis der Kom­
mission ab, dass alle Kriterien unter Randnummer 49 des 
MSR 2002 kumulativ erfüllt sein müssen, damit zwei 
Vorhaben als Einzelinvestition betrachtet werden können. 
Die Kommission kann dieser Interpretation nicht folgen. 
In keiner der vorangegangenen Kommissionsentscheidun­
gen wurde festgestellt, dass alle Kriterien kumulativ erfüllt 

sein müssen, um auf eine Einzelinvestition schließen zu 
können. Nach Auffassung der Kommission sieht der MSR 
2002 vielmehr eine globale Bewertung dieser Kriterien 
vor. Die Kriterien sind auf Einzelfallgrundlage global ab­
zuwägen. Dies impliziert, dass zwei Investitionsvorhaben 
eine Einzelinvestition darstellen können, selbst wenn 
nicht alle Kriterien erfüllt sind. 

(83) Die Kriterien 

— bestimmte technische Funktion 

— physische oder funktionale Verbindung 

— klares Ziel 

— wirtschaftliche Unteilbarkeit 

werden im Folgenden im Rahmen einer globalen Bewer­
tung analysiert und abgewogen. 

(84) Dabei wird auch das von Deutschland vorgebrachte Ar­
gument berücksichtigt, dass für Sovello kein ökonomi­
scher Anreiz bestand, Sovello1 und Sovello2 künstlich 
zu trennen. 

6.4.1.1. B e s t i m m t e t e c h n i s c h e F u n k t i o n 

(85) Beide Fabriken erfüllen ein und dieselbe bestimmte tech­
nische Funktion: Herstellung von Solarmodulen nach der 
String-Ribbon-Technologie. Ferner wird festgestellt, dass 
nichts darauf hindeutet, dass für die Produktion in So­
vello1 bzw. in Sovello2 unterschiedliche Vorleistungen 
benötigt werden (Rohstoff ist in beiden Fällen Silizium). 
Die Änderungen bezüglich der Ausrüstung und der Ma­
schinen von Sovello2, die aus den bei Sovello1 gemach­
ten Erfahrungen herrühren und der Optimierung der Pro­
duktionseffizienz dienen, können zu geringfügigen Unter­
schieden zwischen den in Sovello1 bzw. Sovello2 her­
gestellten Modulen führen. Nach Auffassung der Kom­
mission sind diese Unterschiede jedoch das Ergebnis üb­
licher Anpassungen im Rahmen industrieller Vorhaben 
und ändern nichts an der Tatsache, dass beide Fabriken 
dieselbe bestimmte technische Funktion erfüllen. 

6.4.1.2. P h y s i s c h e o d e r f u n k t i o n a l e V e r ­
b i n d u n g 

(86) Sovello1 und Sovello2 sind separate Produktionsstätten 
mit separatem Anlagevermögen und separater Anbin­
dung an das öffentliche Straßennetz. Beide Produktions­
stätten decken den gesamten Produktionsprozess für So­
larmodule von den Wafern über die Zellen bis zu den 
Modulen ab. Es gibt keine physische Verbindung zwi­
schen dem — die beiden Produktionsstätten darstellen­
den — „festen Sachvermögen, dessen Bestandteile eine 
bestimmte technische Funktion erfüllen“. In einem der 
Kommission vorgelegten Gutachten wird der Schluss ge­
zogen, dass die Fabriken separat veräußert und auch ge­
trennt betrieben werden könnten, ohne dass physische 
Änderungen am Produktionsprozess erforderlich wären. 
Die Kommission hat keinen Grund, diesem Schluss nicht 
zu folgen.
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( 35 ) Da sich Investitionsvorhaben über mehrere Jahre erstrecken können, 
wird der Dreijahreszeitraum ab dem Beginn der Arbeiten an jedem 
Vorhaben berechnet.



(87) Die Fabriken Sovello1 und Sovello2 haben einige Dienst­
leistungen zentralisiert. Außerdem stellen sie das gleiche 
Produkt nach dem selben Verfahren und mit den glei­
chen Maschinen und Anlagen her, sie greifen in der Regel 
auch auf dieselben Lieferanten von Maschinen, Ausrüs­
tung und Rohstoffen zurück, und Wartung und Ersatz­
teilverwaltung sind zentral organisiert. Allerdings trifft es 
zu, dass in diesem Fall bestimmte Elemente fehlen, die 
typischerweise eine funktionale Verbindung zwischen 
dem — die beiden Produktionsstätten darstellenden — 
„festen Sachvermögen, dessen Bestandteile eine be­
stimmte technische Funktion erfüllen“, belegen würden. 
So gibt es beispielsweise zwischen den beiden Sovello- 
Vorhaben weder eine Lieferbeziehung noch wird eine 
gemeinsame technische Infrastruktur (z. B. Kraftwerk 
oder ähnliches) genutzt noch werden Zwischenprodukte 
ausgetauscht. Beide Fabriken stellen autarke Produktions­
linien dar. 

(88) Was die in dem Grundstückskaufvertrag für Sovello1 
vorgesehene Kaufoption für angrenzende Flächen anbe­
trifft, so stimmt die Kommission in diesem besonderen 
Fall mit Deutschland darin überein, dass eine solche Kauf­
option an sich unter Umständen kein ausreichender 
Grund ist, um den Schluss zu ziehen, dass eine funk­
tionale Verbindung im Sinne von Randnummer 49 des 
MSR 2002 besteht, zumal der Begünstigte für diese Kauf­
option keinen zusätzlichen finanziellen Beitrag leisten 
musste und der Investor für Sovello2 auch alternative 
Standorte ins Auge gefasst hat. 

(89) Aufgrund der vorstehenden Erwägungen ist die Kommis­
sion der Auffassung, dass zwischen Sovello1 und So­
vello2 keine physische und keine starke funktionale Ver­
bindung im Sinne von Randnummer 49 des MSR 2002 
besteht. 

6.4.1.3. K l a r e s Z i e l 

(90) Deutschland macht geltend, dass es sich bei Sovello1 um 
ein Pilotprojekt gehandelt habe, mit dem im industriellen 
Maßstab die Funktionsfähigkeit, die Effizienz (Yield) und 
die Wirtschaftlichkeit eines auf einer grundlegend inno­
vativen Technologie ( 36 ) basierenden Fertigungsprozesses 
entlang der gesamten Wertschöpfungskette nachgewiesen 
werden sollte, während mit Sovello2 das Ziel verfolgt 
worden sei, nach dem Nachweis der technischen und 
wirtschaftlichen Machbarkeit die Kapazität auszuweiten 
und die Massenproduktion aufzunehmen. Deutschland 
kommt somit zu dem Schluss, dass mit den Investitions­
vorhaben Sovello1 und Sovello2 unterschiedliche Ziele 
verfolgt wurden. 

(91) Diesbezüglich möchte die Kommission klarstellen, dass 
sie — entgegen der Auslegung Deutschlands — in der 
Qimonda-Entscheidung nicht davon ausging, dass Pilot­
projekte für die Zwecke der Anwendung von Randnum­

mer 49 des MSR 2002 zwangsläufig ein anderes Ziel 
haben. Sie stellte in dieser Entscheidung lediglich fest, 
dass das fragliche Pilotprojekt ein anderes Ziel hatte 
und zusammen mit dem zweiten Projekt keine Einzel­
investition darstellte. Bei der Prüfung der Ziele zweier 
Projekte kann die Tatsache, dass es sich bei einem davon 
um ein Pilotprojekt handelt, effektiv ein deutlicher An­
haltspunkt dafür sein, dass beide Projekte unterschiedli­
che Ziele haben, doch je nach den besonderen Merkma­
len der Projekte im Einzelfall kann diese Tatsache nicht 
ausreichend sein, um die Ziele der beiden Projekte klar 
abzugrenzen. Auch unter Berücksichtigung der Schwie­
rigkeiten bei der Abgrenzung eines Pilotprojekts muss 
nach Auffassung der Kommission daher vielmehr anhand 
der individuellen Projektmerkmale geprüft werden, ob 
das Projekt aufgrund seines speziellen Pilotcharakters 
ein Ziel hat, das sich ausreichend vom Ziel des zweiten 
Projekts unterscheidet. In diesem Fall wurden mehrere 
Elemente angeführt, die belegen, dass Sovello1 und So­
vello2 unterschiedliche, klar definierte Ziele haben. 

(92) Die von EPIA vorgebrachten Argumente bestätigen, dass 
in der Solarindustrie die Entwicklung von Innovationen 
und neuen Technologien anhand wirtschaftlicher Krite­
rien häufig in Phasen erfolgt und dass es im Fotovoltaik­
sektor zahlreiche Projekte gibt, die darauf abzielen, vor 
der Massenproduktion die industrielle Machbarkeit von 
Innovationen sowie die Reproduzierbarkeit von Prozes­
sen zu überprüfen. Sie bestätigen ferner, dass es sich bei 
Sovello1 weltweit um die erste Investition handelte, bei 
der die String-Ribbon-Technologie industriell getestet 
wurde. 

(93) Die Kommission entnimmt dem Joint-Venture-Rahmen­
vertrag, dass die Waferproduktion in Sovello1 zwar auf 
der Grundlage der String-Ribbon-Technologie, aber in 
Kombination mit Fertigungstechnologien von QCells er­
folgen sollte, um Produktionsverfahren zu entwickeln, die 
in industriellem Maßstab angewandt werden können und 
deren Wirtschaftlichkeit erwiesen ist. Dies beinhaltete 
eine Reihe technologischer Innovationen und die Ent­
wicklung spezieller Maschinen für Sovello1, wobei der 
Schwerpunkt auf der Automatisierung und der Repro­
duzierbarkeit der Produktionsverfahren in industriellem 
Maßstab lag, und führte zur Herstellung von Modulen 
des Typs „Spruce Line“. Bei Sovello1 handelte es sich 
somit um ein ganz neues Vorhaben, das darauf abzielte, 
die technische Machbarkeit und die Wirtschaftlichkeit der 
Herstellung von Solarmodulen nach der String-Ribbon- 
Technologie im industriellen Maßstab zu testen. Sovello2 
sollte dagegen die industrielle Serienproduktion zum Ziel 
haben, deren Aufnahme den Erfolg von Sovello1 voraus­
setzte. 

(94) Die Kommission hatte in ihrer Entscheidung über die 
Eröffnung des förmlichen Prüfverfahrens Zweifel im Hin­
blick auf die Größe von Sovello1 (Produktionskapazität 
von 30 MWp) im Vergleich zu der Laborfertigung in 
Marlboro (15 MWp) und der Serienproduktion von So­
vello2 (lediglich 60 MWp) geäußert. Deutschland erläu­
terte jedoch, dass die Fabrik in Marlboro ihre volle Ka­
pazität erst 2004 erreicht habe, und machte geltend,
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( 36 ) Deutschland übermittelte zusätzliche Erläuterungen zu dem Unter­
schied zwischen der Testphase unter Laborbedingungen in der Fa­
brik in Marlboro und den im Rahmen des Sovello1-Vorhabens 
getesteten industriellen Prozessen. Danach basierte die Produktion 
in Marlboro auf der String-Ribbon-Technologie von Evergreen, die 
Modulfertigung erfolgte manuell, und bei den Enderzeugnissen han­
delte es sich um Module vom Typ „Cedar Line“. Deutschland zu­
folge war es […].



dass dies kein Beweis dafür sei, dass in Marlboro indus­
trielle Produktionsverfahren zur Anwendung gekommen 
seien. Darauf deutet auch die Tatsache hin, dass Ever­
green derzeit beabsichtigt, seine Fertigung in Marlboro 
einzustellen (und dort nur die FuETätigkeiten fortzuset­
zen) und seine neue Produktionsstätte in Devens aus­
zubauen ( 37 ). 

(95) Deutschland weist ferner darauf hin, dass Pilotprojekte 
mit einer Produktionskapazität zwischen 10 und 
30 MWp in der Fotovoltaikindustrie üblich seien. Ferner 
habe sich die Kapazität von 30 MWp im Falle von So­
vello1 aus der […] ergeben. Die Kommission hatte ur­
sprünglich Zweifel an der — im Vergleich mit Sovello1 
— begrenzten Produktionskapazität von Sovello2, doch 
Deutschland erläuterte, dass nach der String-Ribbon- 
Technologie arbeitende Fabriken derzeit höchstens Kapa­
zitäten von ca. 75 bis 80 MWp erreichen und dass 2008 
ein weiterer Ausbau von Sovello (Sovello3) begonnen 
und inzwischen fast abgeschlossen worden sei. 

(96) Was den Multiplikationsfaktor bei den Kosten der Qi­
monda-Investitionen im Vergleich zu dem entsprechen­
den Faktor bei den beiden Sovello-Investitionsvorhaben 
anbetrifft, stellt die Kommission fest, dass sich die Kosten 
in der Qimonda-Entscheidung auf drei Investitionen be­
ziehen, dass die Kosten für Gebäude und Ausrüstung in 
der Halbleiterindustrie deutlich höher sind als in der Fo­
tovoltaikindustrie und dass der Output pro Maschine in 
der Halbleiterindustrie erheblich geringer ist (daher sind 
für die Aufnahme der Massenfertigung mehr Maschinen 
erforderlich). Die Kommission stellt ferner fest, dass Pilot­
projekte in der Halbleiterindustrie aufgrund der deutlich 
stärkeren Standardisierung der Maschinen kostengüns­
tiger sind. Die Kommission ist außerdem der Auffassung, 
dass ein höherer Quotient aus den Kosten des Folgevor­
habens und den Kosten des Pilotprojekts auf eine höhere 
Finanzkraft des Investors zurückzuführen sein kann. Die 
Kommission stellt auch fest, dass ursprünglich ein sehr 
viel umfangreicheres Vorhaben (Sovello2 + Sovello3) an­
gemeldet wurde, dass die Anmeldung später geändert 
wurde, um die Zuwendungen für Sovello3 von der An­
meldung auszunehmen, und dass sich das Investitions­
vorhaben Sovello3 verzögert hat. Unter Berücksichtigung 
der Dynamik und der raschen Entwicklung dieses nach­
fragebestimmten Sektors ist die Kommission daher der 
Auffassung, dass der „niedrige“ Multiplikationsfaktor bei 
den Kosten der beiden Sovello-Vorhaben nicht den 
Schluss zulässt, dass es sich bei Sovello1 nicht um ein 
Pilotprojekt mit einem anderen Ziel als Sovello2 handelt. 

(97) Ferner berücksichtigte die Kommission, dass vor dem 
Start von Sovello2 auf der Grundlage der Ergebnisse 
von Sovello1 eine echte Entscheidung für oder gegen 
weitere Investitionen getroffen wurde. 

(98) In diesem Zusammenhang trifft es zu, dass bereits im 
Februar 2006 ein Beihilfeantrag für Sovello2 gestellt 
wurde (Erlass des vorläufigen Zuwendungsbescheids im 
Dezember 2006). Die Kommission ging bei Einleitung 

des förmlichen Prüfverfahrens davon aus, dass der Bei­
hilfeempfänger bei Einreichung des Beihilfeantrags kon­
krete Pläne hinsichtlich des Umfangs und der Finanzie­
rung des Investitionsvorhabens hatte. Den vorgelegten 
Informationen ist jedoch zu entnehmen, dass die endgül­
tige Investitionsentscheidung erst im Juni 2006, also 
nach Erreichen der für Sovello2 gesetzten „Meilensteine“, 
getroffen wurde. Zudem wurde der Liefervertrag mit REC 
(der die ausreichende Versorgung von Sovello2 mit Sili­
zium sicherstellte) erst im Juni 2006 unterzeichnet, was 
dafür spricht, dass die eigentliche Für- oder Wider-Ent­
scheidung erst zu diesem Zeitpunkt getroffen wurde. 
Dem Management des begünstigten Unternehmens mö­
gen offensichtlich schon zuvor Hinweise dafür vorgelegen 
haben, dass die technologischen und wirtschaftlichen 
Ziele wahrscheinlich erreicht werden würden, doch steht 
dies nicht im Widerspruch dazu, dass Sovello1 in 2005 
als Pilotprojekt mit bestimmten technologischen und 
wirtschaftlichen Zielen, die sich klar von denen von So­
vello2 unterschieden, konzipiert wurde. 

(99) Ferner berücksichtigte die Kommission, dass Sovello1 auf 
der Grundlage des sogenannten Frascati Manuals der 
OECD ( 38 ), in dem globale, in der FuEuI-Politik akzep­
tierte Standards festgelegt sind, die Merkmale eines Pilot­
projekts aufweist. In der OECD-Definition wird zwischen 
verschiedenen Formen von Pilotprojekten unterschieden: 
Vorhaben, die der experimentellen Entwicklung einer 
neuen Erfindung oder Technologie (in diesem Fall der 
String-Ribbon-Technologie) unter Laborbedingungen die­
nen, und Vorhaben, die die experimentelle Entwicklung 
einer Prozesstechnologie zur industriellen Nutzung der 
neuen Erfindung oder Technologie betreffen. 

(100) Unter Nummer 2.3.4 des Frascati Manuals wird aus­
drücklich auf Grenzfälle zwischen FuE und industriellen 
Tätigkeiten (wie Sovello1) eingegangen; ferner wird an­
hand von Klassifikationen erläutert, wie sich FuE-Aktivi­
täten von industriellen Tätigkeiten abgrenzen lassen. Es 
ist darauf hinzuweisen, dass die Standards und Bench­
marks (z. B. der Multiplikationsfaktor bei den Kosten) 
von Wirtschaftszweig zu Wirtschaftszweig unterschied­
lich sein können. 

(101) Unter Berücksichtigung der Angaben von EPIA, denen 
zufolge der Fotovoltaik-Markt äußerst dynamisch und 
durch eine hohe Nachfrage gekennzeichnet ist, vertritt 
die Kommission in diesem Fall der Auffassung, dass die 
sofortige kommerzielle Verwertung der Produktion von 
Sovello1 kein schlüssiger Beweis dafür ist, dass Sovello1 
nicht als Pilotprojekt konzipiert wurde. 

(102) In dem Urteil des Europäischen Gerichts erster Instanz in 
der Rechtssache T-184/97 (BP gegen Kommission) geht 
es um die Bedeutung des Begriffs „Pilotprojekt zur tech­
nologischen Entwicklung umweltverträglicherer Produkte“ 
(insbesondere im Zusammenhang mit Kraftstoffen aus 
erneuerbaren Energiequellen). Die beanstandete Regelung
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ging weit über die Durchführung eines Pilotprojekts zur 
technologischen Entwicklung hinaus und diente offen­
sichtlich im Wesentlichen der wirtschaftlichen und indus­
triellen Entwicklung, die eine bessere Marktdurchdrin­
gung bei Biokraftstoffen ermöglichen sollte. Mit dem So­
vello1-Vorhaben wurden jedoch beide Ziele verfolgt: Va­
lidierung einer neuen Prozesstechnologie (String-Ribbon- 
Technologie in Kombination mit Fertigungstechnologien 
von Q-Cells) in industriellem Maßstab und Prüfen ihrer 
Wirtschaftlichkeit. Wie oben dargelegt, steht dies in der 
Tat nicht im Widerspruch zur OECD-Definition von Pi­
lotanlagen. 

(103) Aufgrund der obigen Ausführungen ist die Kommission 
der Auffassung, dass mit den beiden Vorhaben Sovello1 
und Sovello2, auch wenn sie dieselbe technische Funk­
tion erfüllen (Herstellung von Solarmodulen nach dersel­
ben Technologie), unterschiedliche Ziele verfolgt wurden. 
Ziel von Sovello1 war es zu prüfen, ob die Herstellung 
von Solarmodulen (nach der String-Ribbon-Technologie 
in Kombination mit Fertigungstechnologien von Q-Cells) 
technologisch und wirtschaftlich in industriellem Maßstab 
machbar ist, während Sovello2 dazu diente, die Serien­
produktion solcher Module zu entwickeln. 

6.4.1.4. W i r t s c h a f t l i c h e U n t e i l b a r k e i t 

(104) Sovello1 und Sovello2 sind unabhängig voneinander 
wirtschaftlich tragfähig. Es trifft zwar zu, dass das Pilot­
projekt Sovello1 notwendig war, um das auf Massenfer­
tigung ausgerichtete Vorhaben Sovello2 realisieren zu 
können. Doch ist bei jedem Vorhaben eine separate Ver­
äußerung möglich, und nichts deutet darauf hin, dass das 
Pilotprojekt Sovello1 wirtschaftlich nicht von dem Inves­
titionsvorhaben Sovello2 getrennt werden könnte. Ferner 
stellt die Kommission fest, dass das Management des 
begünstigten Unternehmens für Sovello2 alternative 
Standorte sowohl in Europa als auch in den USA in 
Erwägung gezogen hatte, bevor es sich für Thalheim ent­
schied. 

6.4.1.5. K e i n ö k o n o m i s c h e r A n r e i z f ü r 
e i n e k ü n s t l i c h e T r e n n u n g b e i d e r 
I n v e s t i t i o n s v o r h a b e n 

(105) Nach den Berechnungen Deutschlands würde eine Bei­
hilfe für zwei separate Investitionsvorhaben (Sovello1 
und Sovello2) nur rund 10 Mio. EUR höher ausfallen 
als eine Beihilfe für eine Einzelinvestition (Sovello1 + 
Sovello2). Dies wäre jedoch gegen Mehrkosten in Höhe 
von […] EUR abzuwägen. Deutschland ging bei seinen 
Berechnungen davon aus, dass auch für eine Einzelinves­
tition (mit niedrigeren Gesamtkosten) ein KMU-Aufschlag 
von 15 Prozentpunkten gewährt worden wäre, wie es bei 
dem Vorhaben Sovello1 der Fall war. Allerdings ist nicht 
sicher, ob die Kommission für ein Investitionsvorhaben 

dieser Größenordnung einen KMU-Aufschlag tatsächlich 
genehmigt hätte. Doch selbst in diesem Fall deuten alle 
Berechnungen darauf hin, dass für Sovello kein ökonomi­
scher Anreiz bestand, Sovello1 und Sovello2 „künstlich“ 
aufzugliedern. 

(106) Die Kommission erinnert jedoch daran, dass dies lediglich 
darauf hindeutet, dass Sovello1 und Sovello2 nicht vor­
sätzlich zur Umgehung der Beihilfevorschriften getrennt 
wurden. Dies bedeutet aber nicht, dass es nicht vorteilhaft 
sein könnte, ein Vorhaben, das (wie Sovello) in jedem Fall 
aus wirtschaftlichen Gründen aufgegliedert werden muss, 
nicht als Einzelinvestition zu präsentieren, um so für 
höhere Beihilfeintensitäten in Betracht zu kommen. Da­
her muss die Kommission stets anhand der Kriterien un­
ter Randnummer 49 des MSR 2002 die wirtschaftliche 
Realität prüfen, unabhängig von der von den Parteien 
verfolgten Absicht. 

6.4.1.6. S c h l u s s f o l g e r u n g : K e i n e E i n z e l ­
i n v e s t i t i o n 

(107) Die Aufgliederung der Sovello-Investitionen ist nicht nur 
auf die unzureichenden Finanzmittel und die unzuläng­
liche Siliziumversorgung zurückzuführen, sondern auch 
darauf, dass die Investoren eine äußerst innovative Tech­
nologie unter industriellen und wirtschaftlichen Gesichts­
punkten testen mussten. Wären angestrebter Yield und 
Wirkungsgrad nicht erreicht worden, wäre Sovello2 aller 
Wahrscheinlichkeit nach nicht durchgeführt worden. Da­
her kann der Schluss gezogen werden, dass Sovello1 und 
Sovello2, auch wenn sie dieselbe bestimmte technische 
Funktion erfüllen, wirtschaftlich nicht unteilbar sind, 
keine physische oder starke funktionale Verbindung auf­
weisen und eindeutig unterschiedliche Ziele haben. 

(108) Unter Berücksichtigung der Stellungnahmen von 
Deutschland und EPIA und nach globaler Abwägung 
der unter Randnummer 49 des MSR 2002 aufgeführten 
Kriterien kommt die Kommission daher zu dem Schluss, 
dass das angemeldete Vorhaben Sovello2 zusammen mit 
Sovello1 keine Einzelinvestition im Sinne von Randnum­
mer 49 des MSR 2002 bildet. 

6.4.2. Beihilfeintensität — Randnummern 21 und 25 des 
MSR 2002 

(109) In der Entscheidung über die Eröffnung des förmlichen 
Prüfverfahrens berechnete die Kommission die Beihilfe­
höchstintensität und den Beihilfehöchstbetrag für So­
vello2 anhand der ursprünglich angemeldeten beihilfe­
fähigen Kosten. Danach belief sich die zulässige Beihilfe­
höchstintensität ohne Kohäsionsbonus auf 22,46 % BSÄ 
(dies entsprach einem Beihilfehöchstbetrag im Gegen­
wartswert von 30,526 Mio. EUR) und die zulässige Bei­
hilfehöchstintensität mit Kohäsionsbonus auf 25,83 % 
BSÄ (dies entsprach einem Beihilfehöchstbetrag im Ge­
genwartswert von 35,105 Mio. EUR).

DE L 237/28 Amtsblatt der Europäischen Union 9.9.2009



(110) Der Kohäsionsbonus stützt sich auf Randnummer 25 des 
MSR 2002, wonach die nach Randnummer 21 des MSR 
2002 berechnete Beihilfehöchstintensität ohne Bonus um 
den Faktor 1,15 erhöht werden kann, wenn mindestens 
25 % ( 39 ) der öffentlichen Ausgaben für das Vorhaben 
gemäß den für Großprojekte geltenden Strukturfonds­
bestimmungen aus EFRE-Mitteln finanziert werden, was 
eine Entscheidung der Kommission zur Genehmigung des 
Gemeinschaftsbeitrags in dem konkreten Fall voraussetzt. 

(111) Im Einklang mit dem allgemeinen Konzept, das den Mit­
gliedstaaten mit Schreiben vom 18. Dezember 2003 
(D/58176-D/1247) übermittelt wurde, gab Deutschland 
in seiner ursprünglichen Anmeldung zwei unterschiedli­
che Beihilfeintensitäten an: die Beihilfeintensität ohne Ko­
häsionsbonus, bei der die Obergrenze von 22,46 % BSÄ 
nicht überschritten wird, und die Beihilfeintensität mit 
Kohäsionsbonus in Höhe von 23,83 % BSÄ. 

(112) Deutschland beantragte EFRE-Kofinanzierungsmittel in 
Höhe von 9,118 Mio. EUR und verwies in seiner ur­
sprünglichen Anmeldung auf die Anwendung des Kohä­
sionsbonus. Dieser Kofinanzierungsbetrag der Gemein­
schaft würde mehr als 25 % der tatsächlichen öffentlichen 
Ausgaben in Höhe von nominal 31 105 765 EUR aus­
machen. Ferner ist die angemeldete Beihilfeintensität von 
23,83 % BSÄ niedriger als die Beihilfeintensität von 
26,25 % BSÄ und damit nicht höher als 75 % des an­
wendbaren Regionalbeihilfehöchstsatzes von 35 %. Die 
Bedingungen für die Anwendung des Kohäsionsbonus 
sind folglich erfüllt, sofern die von Deutschland bean­
tragte Kofinanzierung aus Strukturfondsmitteln von der 
Kommission genehmigt wird. Da die Kofinanzierungsent­
scheidung noch nicht erlassen wurde, verpflichtete sich 
Deutschland, den Kohäsionsbonus nur anzuwenden, 
wenn die Kommission eine entsprechende Entscheidung 
zur Genehmigung der Kofinanzierung aus Gemeinschafts­
mitteln erlässt. 

(113) Die Kommission entnimmt den am 16. und 24. April 
2009 übermittelten aktualisierten Informationen, dass 
Deutschland — im Falle der Gewährung des Kohäsions­
bonus — für das Vorhaben, bei dem sich die tatsächlich 
anfallenden beihilfefähigen Kosten auf 114 882 310 EUR 
(Gegenwartswert) belaufen, eine Beihilfeintensität von 
23,8224 % BSÄ plant, was einem Beihilfebetrag von no­
minal 31 105 765 EUR (27 367 723 EUR Gegenwarts­
wert) entspricht. Diese Beihilfeintensität ist niedriger als 
die ursprünglich angemeldete Beihilfeintensität (mit Ko­
häsionsbonus) von 23,83 % BSÄ und auch niedriger als 
die zulässige Beihilfehöchstintensität von 25,83 % BSÄ 
(berechnet unter Zugrundelegung der ursprünglich ange­
gebenen beihilfefähigen Kosten im Gegenwartswert von 
schätzungsweise 135,94 Mio. EU). Die geplante Beihilf­
eintensität von 23,8224 % steht somit mit den Herab­
setzungsbestimmungen unter den Randnummern 21 bis 
23 des MSR 2002 im Einklang, und weder der geplante 

Beihilfebetrag noch die geplante Beihilfeintensität über­
steigen die Werte, die das Unternehmen bei Beginn der 
Arbeiten an dem Vorhaben erwarten konnte. 

(114) Für den Fall, dass es nicht zu einer EFRE-Kofinanzierung 
kommen sollte und somit die Voraussetzungen für die 
Anwendung des Kohäsionsbonus nicht erfüllt sein soll­
ten, bestätigte Deutschland, dass die ursprünglich ange­
meldete Beihilfeintensität (ohne Kohäsionsbonus) von 
22,46 % BSÄ nicht überschritten wird. Bei dieser Beihilf­
eintensität ergibt sich unter Zugrundelegung tatsächlich 
anfallender beihilfefähiger Kosten von 114 882 310 EUR 
(Gegenwartswert) ein Beihilfehöchstbetrag von 
25 802 567 EUR (Gegenwartswert). Deutschland hat zu­
gesagt, diesen Beihilfebetrag nicht zu überschreiten. Die 
Beihilfeintensität (ohne Kohäsionsbonus) von 22,46 % 
entspricht — unter Zugrundelegung der ursprünglich 
veranschlagten beihilfefähigen Kosten von 135,94 Mio. 
EUR (Gegenwartswert) — der ursprünglich angemeldeten 
Beihilfeintensität und dem zulässigen Regionalbeihilfe­
höchstsatz. Die geplante Beihilfeintensität von 22,46 % 
steht somit mit den Herabsetzungsbestimmungen nach 
den Randnummern 21 bis 23 des MSR 2002 im Ein­
klang, und weder der geplante Beihilfehöchstbetrag von 
25 802 567 EUR (Gegenwartswert) noch die geplante 
Beihilfeintensität übersteigen die Werte, die das Unter­
nehmen bei Beginn der Arbeiten an dem Vorhaben er­
warten konnte. 

(115) Aufgrund der obigen Feststellungen kommt die Kommis­
sion zu dem Schluss, dass die Beihilfemaßnahme mit den 
Randnummern 21 und 25 des MSR 2002 im Einklang 
steht. 

6.4.3. Vereinbarkeit mit den Kriterien in Randnummer 24 des 
MSR 2002 

(116) Die Entscheidung der Kommission über die Zulässigkeit 
von Regionalbeihilfen für große Investitionsvorhaben ge­
mäß Randnummer 24 des MSR 2002 hängt vom Markt­
anteil des Beihilfeempfängers vor und nach der Investi­
tion sowie von der Kapazität, die durch die Investition 
geschaffen wird, oder von der Leistung des Marktes ab. 
Um die entsprechenden Überprüfungen gemäß Rand­
nummer 24 Buchstaben a und b des MSR 2002 vorneh­
men zu können, muss die Kommission zunächst das (die) 
von der Investition betroffene(n) Produkt(e) sowie den 
sachlich relevanten Markt und den räumlich relevanten 
Markt definieren. 

6.4.3.1. V o m I n v e s t i t i o n s v o r h a b e n b e ­
t r o f f e n e s P r o d u k t 

(117) Das Investitionsvorhaben betrifft Solarmodule zur Ver­
wendung in Solarmodulsystemen. Gemäß der Anmel­
dung fallen die Solarmodule, die Sovello herstellen wird, 
unter die folgenden Warencodes: NACE Rev 1.1 32.10.0, 
Prodcom 32.10.52.37 und KN-Code (Fassung 2005) 
8541 40 90. Solarmodule können grundsätzlich als Ver­
bindungen von mehreren Solarzellen beschrieben wer­
den, die Sonnenlicht in elektrische Energie umwandeln.
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(118) Die Solarmodule werden nach der String-Ribbon-Tech­
nologie hergestellt. Sovello fertigt die Solarmodule in ei­
nem integrierten dreistufigen Prozess. Aus einem Silizi­
umschmelzbad werden dünne Siliziumbänder entnom­
men und zu Solarwafern zerschnitten. Die Wafer werden 
anschließend zu Solarzellen verarbeitet, die miteinander 
verbunden und zu Solarmodulen (Panelen) zusammenge­
setzt werden. 

(119) Deutschland hat bestätigt, dass in den geförderten Pro­
duktionsanlagen keine anderen Produkte als siliziumba­
sierte Solarzellen, wafer und module hergestellt werden 
können, ohne dass erhebliche zusätzliche Kosten entstün­
den. 

(120) In diesem Zusammenhang sei an Randnummer 52 des 
MSR 2002 erinnert, wonach das jeweilige Produkt auch 
die nachgelagerten Produkte beinhaltet, sofern sich das 
Vorhaben auf ein Zwischenprodukt bezieht und ein sig­
nifikanter Anteil der Produktion nicht auf dem Markt 
verkauft wird. Da Sovello den Angaben Deutschlands 
zufolge nicht die Absicht hat, bei der Solarmodulproduk­
tion anfallende (Zwischen)Produkte (wie Solarwafer und 
Solarzellen) zu verkaufen, sondern alle Zwischenprodukte 
für die eigene integrierte Solarmodulproduktion zu ver­
wenden, wird die Kommission Solarwafer und Solarzellen 
nicht als gesonderte betroffene Produkte einstufen. 

(121) Aufgrund der obenstehenden Erwägungen wird die Kom­
mission bei der weiteren Prüfung der Vereinbarkeit des in 
Rede stehenden Vorhabens mit dem Gemeinsamen Markt 
nach dem MSF 2002 Solarmodule als das vom Investiti­
onsvorhaben betroffene Produkt ansehen. 

6.4.3.2. S a c h l i c h r e l e v a n t e r M a r k t 

(122) Zur Definition des sachlich relevanten Marktes muss ge­
prüft werden, welche anderen Produkte im Sinne von 
Randnummer 52 des MSR 2002 als Ersatzprodukte für 
das vom Investitionsvorhaben betroffene Produkt angese­
hen werden könnten. 

(123) Solarmodule werden nach unterschiedlichen Technolo­
gien hergestellt. Laut der Studie Solar Generation von 
EPIA und Greenpeace ( 40 ) wurden im Jahr 2005 90 % 
der Solarzellen aus Silizium hergestellt. Informationen 
aus dem Internet bestätigen dies. Sovello wendet die so­
genannte String-Ribbon-Technologie an, mit der Solar­
module aus Solarzellen mit geringerem Siliziumgehalt 
hergestellt werden können. Derzeit werden unterschiedli­
che Technologien/Halbleitermaterialien, wie amorphes Si­
lizium, polykristallines Silizium, mikrokristallines Sili­
zium, Cadmiumtellurid, Kupfer-Indium-Selenid/-Sulfid, 
getestet oder bereits in Serienproduktion hergestellt. First 
Solar wendet die Dünnschichttechnologie an ( 41 ) und 

CSG Solar die „Crystalline-Silicon-on-Glass-Technolo­
gie“ ( 42 ). Die Dünnschichttechnologie ist (pro m 2 , jedoch 
nicht pro kg verwendetes Silizium) weniger effizient, zu­
gleich aber kostengünstiger. Sie wird verstärkt in ländli­
chen Gebieten eingesetzt, da die Preise pro Quadratmeter 
dort niedriger sind. Die mono- und die polykrystalline 
Technologie sind kostspieliger, weisen aber eine höhere 
Effizienz pro m 2 auf, so dass sich die nach dieser Tech­
nologie hergestellten Module besser für städtische Gebiete 
eignen. Auf der Angebotsseite könnte also zwischen bei­
den Technologien unterschieden werden. In früheren Bei­
hilfeentscheidungen ( 43 ) hat die Kommission jedoch den 
Markt für Solarmodule insgesamt als sachlich relevanten 
Markt definiert, wie dies auch von den Solarmodulher­
stellern vorgeschlagen wird. Zudem liegen keine unab­
hängigen Statistiken vor, in denen zwischen diesen Tech­
nologien unterschieden wird. Auf der Nachfrageseite 
scheint eine Austauschbarkeit gegeben zu sein: Alle Tech­
nologien zielen letztlich darauf ab, Sonnenlicht in elek­
trische Energie umzuwandeln. 

(124) Die Kommission hat keinen Grund zu der Annahme, 
dass Solarmodule, die auf der Grundlage unterschiedli­
cher Technologien hergestellt werden, unterschiedlichen 
sachlich relevanten Märkten zuzuordnen sind. Ihr liegen 
keine Anhaltspunkte dafür vor, dass die Preise der mit 
verschiedenen Technologien gefertigten Solarmodule er­
heblich voneinander abweichen, sofern Unterschiede in 
der Energieleistung berücksichtigt werden. Außerdem 
sind die auf unterschiedliche Weise gefertigten Module 
in Solarenergiesystemen wohl ohne weiteres austausch­
bar ( 44 ). Deshalb ist der relevante Markt nicht kleiner 
als der allgemeine Markt, der alle Arten von Solarmodu­
len umfasst. 

(125) Zudem lassen sich Solarmodule offensichtlich nicht ge­
gen andere Produkte austauschen. Sie sind der wichtigste 
Bestandteil von Solarenergiesystemen und können in die­
sen Systemen nicht durch andere Produkte ersetzt wer­
den. Somit weist nichts darauf hin, dass der relevante 
Markt mehr als den Markt für Solarmodule umfassen 
könnte. 

(126) Diese Abgrenzung des sachlich relevanten Marktes steht 
mit Fusionskontrollentscheidungen ( 45 ) im selben Wirt­
schaftszweig im Einklang.
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(127) Aufgrund des oben dargelegten Sachverhalts betrachtet 
die Kommission den Markt für Solarmodule für die Zwe­
cke dieser Beihilfeentscheidung als den sachlich relevan­
ten Markt. 

6.4.3.3. R ä u m l i c h r e l e v a n t e r M a r k t 

(128) Sovello macht geltend, dass Deutschland und andere eu­
ropäische Länder kurz- und mittelfristig die wichtigsten 
Absatzmärkte für die Produkte von Sovello seien. Die 
Tatsache, dass ein Unternehmen überwiegend in Deutsch­
land tätig ist, ist jedoch als solche nicht maßgeblich für 
die Abgrenzung des räumlich relevanten Markts für So­
larmodule. 

(129) Nach Auffassung Deutschlands ist der räumlich relevante 
Markt für Solarzellen der Weltmarkt. Deutschland macht 
geltend, dass Solarzellen von europäischen und außer­
europäischen Herstellern weltweit gehandelt werden, 
keine Handelshemmnisse existieren, die Transportkosten 
im Vergleich zu den Produktionskosten relativ niedrig 
sind und das Preisniveau homogen ist. Deutschland er­
klärt ferner, dass überall auf der Welt dieselben tech­
nischen Anforderungen gelten. Die größten Hersteller 
und Anwender von Fotovoltaiktechnologie sind Japan, 
Europa und die USA. 

(130) Die Kommission teilt die Auffassung, dass der Markt für 
Solarzellen der Weltmarkt ist, weil die Hersteller, die 
Solarzellen produzieren und verkaufen, weltweit tätig 
sind. Aus verschiedenen unabhängigen ( 46 ) Studien ( 47 ) 
über den Fotovoltaik-Sektor geht hervor, dass Solarmo­
dule zurzeit hauptsächlich in Japan und Deutschland — 
dicht gefolgt von den USA und China — hergestellt 
werden. Zudem werden große Mengen von in Japan her­
gestellten Solarmodulen nach Europa eingeführt (diese 
Einfuhren entfallen größtenteils auf Deutschland). Im Ver­
gleich zu den Produktionskosten sind die Transportkos­
ten relativ niedrig. Außerdem existieren diesen Studien 
zufolge keine Handelshemmnisse. Vielmehr kommt recht 
deutlich zum Ausdruck, dass sich der Markt für Solarmo­
dule über die ganze Welt erstreckt, weil Solarmodule 
weltweit gehandelt werden. Abgesehen davon enthalten 
die Studien keine speziellen Angaben für den Solarmo­
dulmarkt auf Ebene des Europäischen Wirtschaftsraums, 
was ebenfalls darauf hindeutet, dass es sich bei dem 

räumlich relevanten Markt um den Weltmarkt handelt. 
Ferner wurde in früheren Fusionskontrollentscheidun­
gen ( 48 ) ebenso wie in früheren Beihilfeentscheidun­
gen ( 49 ) — selbst wenn sich eine explizite Abgrenzung 
des Marktes an sich erübrigte — davon ausgegangen, 
dass der Markt für Solarmodule mit an Sicherheit gren­
zender Wahrscheinlichkeit der Weltmarkt ist. 

(131) Ausgehend von diesen Elementen sieht die Kommission 
den Solarmodulmarkt für die Zwecke dieser Beihilfeent­
scheidung als weltweiten Markt an. 

6.4.3.4. R a n d n u m m e r 2 4 B u c h s t a b e a d e s 
M S R 2 0 0 2 : M a r k t a n t e i l 

(132) Gemäß Randnummer 24 Buchstabe a des MSR 2002 
kommt ein einzeln anzumeldendes Investitionsvorhaben 
nicht für eine Investitionsbeihilfe in Frage, wenn der Bei­
hilfeempfänger vor der Investition für mehr als 25 % des 
Verkaufs des betreffenden Produkts verantwortlich ist 
oder nach der Investition in der Lage sein wird, mehr 
als 25 % des Umsatzes zu gewährleisten. 

(133) Um feststellen zu können, ob das Vorhaben mit Rand­
nummer 24 Buchstabe a des MSR 2002 in Einklang 
steht, muss die Kommission den Marktanteil des Beihilfe­
empfängers auf Konzernebene vor und nach der Investi­
tion analysieren. Da Sovello mit seinen Investitionen 
2006 begann und seine volle Produktionskapazität 
2009 erreichen soll, hat die Kommission den Anteil 
von Sovello am Solarmodulmarkt für den Zeitraum 
2005 bis 2010 geprüft. 

(134) Deutschland legte bei Anmeldung der Beihilfe einige un­
abhängige Studien ( 50 ) mit Prognosen für die Nachfra­
geentwicklung im Fotovoltaiksektor vor. Zudem übermit­
telte es einige Daten über das voraussichtliche Volumen 
der Solarmodulproduktion des Beihilfeempfängers. Die 
Kommission zog für ihre Berechnungen die LBBW-Studie 
heran. Diese Studie enthält Angaben zu den installierten 
Kapazitäten und zur Nachfrage sowie Preisschätzun­
gen ( 51 ).
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( 46 ) Die Studien gelten als unabhängig, da sie weder vom Beihilfeemp­
fänger in Auftrag gegeben noch ausschließlich für die Zwecke dieser 
Würdigung erstellt wurden. 

( 47 ) „Capacity and market potential for grid-connected systems by 
2010“, EPIA, Frankfurt, Dezember 2005; „Branchenanalyse Photo­
voltaik 2006“, Landesbank Baden-Württemberg, Stuttgart, 21. März 
2006; „Sun Screen II“, CLSA, Juli 2005; „PV status report 2006“, 
Europäische Kommission/Gemeinsame Forschungsstelle und Institut 
für Umwelt und Nachhaltigkeit, August 2006; „Solar generation“, 
Greenpeace und EPIA, September 2006. „Photovoltaik-Marktmodell 
— Version 2.1“, Landesbank Baden-Württemberg (LBBW), 
22. August 2007. Deutschland legte diese Studien mit der Anmel­
dung vor. 

( 48 ) Entscheidung der Kommission vom 27.3.2001 in der Sache 
COMP/M.2367 — Siemens/E.ON/Shell/SSG und Entscheidung 
vom 18.4.2001 in der Sache COMP/M.2712 — Electrabel/Total­
finalelf/ Photovoltech. 

( 49 ) Beihilfesachen N 17/06 First Solar (MSR 2002) (ABl. C 259 vom 
26.4.2006, S. 13), N 409/06 HighSi GmbH (MSR 2002) (ABl. C 77 
vom 5.4.2007, S. 4), N 863/06 Avancis (MSR 2002) (ABl. C 227 
vom 27.9.2007, S. 1), N 850/06 Q-Cells (ABl. C 270 vom 
13.11.2007, S. 5), N 199/08 Intico Solar (ABl. C 195 vom 
1.8.2008, S. 2), N 545/08 Masdar (ABl. C 9 vom 14.1.2009, 
S. 8), N 453/08 Sunfilm (ABl. C 106 vom 8.5.2009, S. 7), N 
538/08 ersol Thin Film (ABl. C 63 vom 18.3.2009, S. 16). 

( 50 ) Siehe Fußnote 47 
( 51 ) Nach Auffassung der Kommission können die Angaben zur nach­

gefragten Kapazität (Solarenergiesysteme) über das Volumen des 
Solarmodulmarkts Aufschluss geben.



(135) Da keiner der drei Joint-Venture-Partner Evergreen, Q- 
Cells and REC zum Zeitpunkt der Anmeldung der Bei­
hilfe oder danach einen Anteil von mehr als 50 % an 
Sovello gehalten hat, würde die Kommission ihre Markt­
anteile bei der Prüfung der Vereinbarkeit mit 
Randnummer 24 Buchstabe a des MSR 2002 normaler­
weise nicht berücksichtigen ( 52 ). 

(136) Evergreen vermarktet und verkauft alle von Sovello her­
gestellten Module, doch wird die Vertriebsvereinbarung 
dem Fremdvergleichsgrundsatz gerecht. Dennoch ist 
nicht auszuschließen, dass Evergreen aufgrund seiner Be­
teiligung am Joint Venture die Marketingstrategie von 
Sovello beeinflussen kann. Um den ungünstigsten Fall 
zu berücksichtigen, berechnete die Kommission daher 
die gemeinsamen Marktanteile von Evergreen und So­
vello, ohne einen endgültigen Standpunkt in der betref­
fenden Frage einzunehmen ( 53 ). 

(137) Auf dieser Grundlage stellte die Kommission fest, dass 
der gemeinsame Markanteil von Sovello und Evergreen 
(mengen- und wertmäßig) im Zeitraum 2005 bis 2010 
unter 5 % liegt. 

(138) Diesen Zahlen ist zu entnehmen, dass der Marktanteil des 
Beihilfeempfängers vor und nach der Investition 25 % des 
gesamten Marktes für Solarmodule nicht überschreiten 
würde. Daher ist die angemeldete Beihilfemaßnahme 
nach Ansicht der Kommission mit Randnummer 24 
Buchstabe a des MSR 2002 vereinbar. 

6.4.3.5. R a n d n u m m e r 2 4 B u c h s t a b e b d e s 
M S R 2 0 0 2 : P r o d u k t i o n s k a p a z i t ä t 

(139) Die Kommission hat ferner untersucht, ob das Investiti­
onsvorhaben mit Randnummer 24 Buchstabe b des MSR 
2002 vereinbar ist. Zu diesem Zweck prüft sie, ob die in 
den letzten fünf Jahren verzeichnete mittlere Jahres­
zuwachsrate des sichtbaren Verbrauchs des betreffenden 
Produkts über der mittleren jährlichen Wachstumsrate 
des Bruttoinlandsprodukts im Europäischen Wirtschafts­
raum liegt (was darauf hindeuten würde, dass die Markt­
entwicklung nicht strukturell bedingt rückläufig ist). 

(140) Da die Maßnahme 2006 angemeldet wurde, wurden die 
Zahlen für die Jahre 2000 bis 2005 herangezogen. Die 
Angaben, die Deutschland dazu in der Anmeldung ge­
macht hatte, wurden von der Kommission anhand der 
übermittelten Studien und öffentlich zugänglicher Infor­
mationen aus einer sicheren Quelle überprüft ( 54 ). In kei­

ner dieser Quellen wird die mittlere Jahreszuwachsrate 
des sichtbaren Verbrauchs von Solarmodulen im Europäi­
schen Wirtschaftsraum in den Jahren 2000 bis 2005 mit 
weniger als 49 % (Menge) bzw. 42 % (Wert) beziffert. 

(141) Die mittlere jährliche Zuwachsrate des Bruttoinlandspro­
dukts im Europäischen Wirtschaftsraum in den Jahren 
2000 bis 2005 belief sich mengenmäßig auf 1,76 % 
und wertmäßig auf 3,72 %. Die mittlere Jahreszuwachs­
rate des sichtbaren Verbrauchs von Solarmodulen in den 
letzten fünf Jahren, für die Zahlen verfügbar sind, ist 
somit deutlich höher. 

(142) Die Kommission ging bei der Abschätzung des sichtbaren 
Verbrauchs im Europäischen Wirtschaftsraum vom Foto­
voltaik-Sektor insgesamt aus, da Angaben über den So­
larmodulmarkt auf Ebene des Europäischen Wirtschafts­
raums kaum zu finden sind. Dies ist im Wesentlichen 
darauf zurückzuführen, dass der Solarmodulmarkt als 
weltweiter Markt angesehen wird. Der Fotovoltaik-Markt 
wird als guter Ersatz für den Solarmodulmarkt angese­
hen, da es sich bei Solarmodulen um Zwischenprodukte 
auf dem gesamten Fotovoltaik-Markt handelt und sich 
der Markt für ein Zwischenprodukt in der Regel ganz 
ähnlich entwickelt wie der Markt für das Endprodukt 
bzw. der Gesamtmarkt (zum Fotovoltaik-Sektor gehören 
üblicherweise Solarwafer, zellen, module und systeme). 
Zudem wächst der Fotovoltaik-Markt so schnell, dass 
selbst dann, wenn die tatsächliche Wachstumsentwick­
lung auf dem Solarmodulmarkt im Europäischen Wirt­
schaftsraum geringfügig abweichen sollte, nicht davon 
auszugehen ist, dass das Wachstum unter 1,76 % liegt. 

(143) Auf der Grundlage der obengenannten Zahlen kommt 
die Kommission daher zu dem Ergebnis, dass das die 
angemeldete Beihilfemaßnahme mit Randnummer 24 
Buchstabe b des MSR 2002 vereinbar ist. 

6.5. Schlussfolgerung 

(144) Auf der Grundlage der vorstehenden Würdigung zieht die 
Kommission den Schluss, dass die angemeldete Beihilfe­
maßnahme mit den Regionalbeihilfeleitlinien 1998, der 
Fördergebietskarte für Deutschland (2004 – 2006) und 
dem MSR 2002 im Einklang steht — 

HAT FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

(1) Die von Deutschland geplante Regionalbeihilfeintensität 
von höchstens 23,8224 % des Bruttosubventionsäquivalents 
(BSÄ) der angefallenen beihilfefähigen Kosten von 
114 882 310 EUR (Gegenwartswert) und der entsprechende Re­
gionalbeihilfebetrag von 27 367 723 EUR (Gegenwartswert) zu­
gunsten der Sovello AG sind mit dem Gemeinsamen Markt 
vereinbar, wenn die Kommission in einer Entscheidung eine 
EFRE (Europäischer Fonds für regionale Entwicklung) Kofinan­
zierung in Höhe von mindestens 25 % der öffentlichen Aus­
gaben für das Vorhaben genehmigt.
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( 52 ) Denselben Standpunkt vertrat die Kommission in ihrer Entschei­
dung in der Beihilfesache N 850/06 (QCells). 

( 53 ) Evergreen kündigt in seinem Jahresbericht 2008 an, dass Sovello ab 
2009 seine Produkte nach und nach unabhängig kommerziell ver­
werten wird. 

( 54 ) Website zum International Energy Agency Photovoltaics Power Sys­
tems Programme (IEA PVPS): www.iea-pvps.org

http://www.iea-pvps.org


(2) Wenn die Kommission nicht in einer Entscheidung eine 
EFRE-Kofinanzierung in Höhe von mindestens 25 % der öffent­
lichen Ausgaben für das Vorhaben genehmigt, sind die von 
Deutschland in diesem Fall geplante Regionalbeihilfeintensität 
von höchstens 22,46 % BSÄ der angefallenen beihilfefähigen 
Kosten von 114 882 310 EUR (Gegenwartswert) und der ent­
sprechende Regionalbeihilfebetrag von 25 802 567 EUR (Ge­
genwartswert) zugunsten der Sovello AG mit dem Gemein­
samen Markt vereinbar. 

Artikel 2 

(1) Wenn die Kommission in einer Entscheidung eine EFRE- 
Kofinanzierung in Höhe von mindestens 25 % der öffentlichen 
Ausgaben für das Vorhaben genehmigt, so darf die Beihilfe 
(einschließlich Kohäsionsbonus) in Höhe von höchstens 
23,8224 % BSÄ der angefallenen beihilfefähigen Kosten für So­
vello2, was einem Beihilfebetrag von 27 367 723 EUR (Gegen­
wartswert) entspricht, durchgeführt werden. 

(2) Wenn die Kommission nicht in einer Entscheidung eine 
EFRE-Kofinanzierung in Höhe von mindestens 25 % der öffent­
lichen Ausgaben für das Vorhaben genehmigt, so darf die Bei­
hilfe (ohne Kohäsionsbonus) in Höhe von höchstens 22,46 % 
BSÄ der angefallenen beihilfefähigen Kosten für Sovello2, was 
einem Beihilfebetrag von 25 802 567 EUR (Gegenwartswert) 
entspricht, durchgeführt werden. 

Artikel 3 

Diese Entscheidung ist an die Bundesrepublik Deutschland ge­
richtet. 

Brüssel, den 17. Juni 2009 

Für die Kommission 

Neelie KROES 
Mitglied der Kommission
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